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45. Jahrgang Nr. 12

Bekanntmachung der Städte, Samtgemeinden
und Gemeinden

Satzung des Archivs der Hansestadt Uelzen  
(Stadtarchiv)

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) vom 17.10.2010 (Nds. GVBI. 2010, 
576) in der zurzeit geltenden Fassung und § 7 des Gesetzes über 
die Sicherung und Nutzung von Archivgut in Niedersachsen (Nie-
dersächsisches Archivgesetz) vom 25.05.1993 (Nds. GVBI. 1993, 
129) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat des Hansestadt 
Uelzen in seiner Sitzung am 20. Juni 2016 folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1 
Rechtsstellung und Zuständigkeit

(1)	 Das Stadtarchiv ist eine öffentliche Einrichtung der Hanse-
stadt Uelzen.

(2)	 Diese Satzung regelt die Sicherung und Nutzung des kom-
munalen Archivguts der Hansestadt Uelzen.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1)	 Kommunales Archivgut sind alle archivwürdigen Aufzeich-
nungen, die bei den anbietungspflichtigen Stellen entstanden 
sind. Kommunales Archivgut sind auch archivwürdige Auf-
zeichnungen, die das Stadtarchiv zur Ergänzung seines Ar-
chivgutes übernimmt.

(2)	 Als anbietungspflichtige Stellen werden die Verwaltungsein-
richtungen der Hansestadt Uelzen, deren kommunale Eigen-
betriebe, Zweckverbünde und Beteiligungsgesellschaften, an 
denen die Hansestadt Uelzen beteiligt ist, sowie juristische 
Personen des öffentlichen Rechts, die deren Aufsicht unter-
stehen, einschließlich der jeweiligen Rechts- und Funktions-
vorgänger bezeichnet.

(3)	 Aufzeichnungen sind insbesondere Akten, Amtsbücher, Ur-
kunden, Handschriften und andere Schriftstücke, Dateien, 
amtliche Druckschriften, Pläne, Karten, Siegel, Petschafte, 
Bild-, Film-, Tondokumente, maschinenlesbare sowie son-
stige Informationsträger einschließlich der zu ihrer Auswer-
tung, Sicherung und Nutzung erforderlichen Hilfsmittel und 
Programme.

(4)	 Archivwürdig sind Aufzeichnungen, die aufgrund ihrer recht-
lichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen oder kulturellen 
Bedeutung als authentische Quellen für die Erforschung und 
das Verständnis von Geschichte und Gegenwart, für Gesetz-
gebung, Rechtsprechung und Verwaltung oder für die Siche-
rung berechtigter Belange Betroffener oder Dritter von blei-
bendem Wert sind.

 
§ 3 

Aufgaben
(1)	 Das Stadtarchiv hat die Aufgaben, Aufzeichnungen, die von 

der Stadtverwaltung zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr 
benötigt werden, auf ihre Archivwürdigkeit zu bewerten, als 
archivwürdig festgestellte Aufzeichnungen als Archivgut zu 
übernehmen, auf Dauer zu verwahren, zu erhalten, nach ar-
chivfachlichen Grundsätzen zu erschließen und für die Benut-
zung bereitzustellen.
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(2)	 Das Stadtarchiv kann auch Archivgut anderer Stellen archi-
vieren, soweit daran ein öffentliches Interesse besteht. Es 
sammelt sonstiges Dokumentationsmaterial zur Ergänzung 
des Archivgutes.

(3)	 Das Stadtarchiv berät die anbietungspflichtigen Stellen bei 
der Verwaltung und Sicherung der Aufzeichnungen.

(4)	 Das Stadtarchiv unterhält eine Handbibliothek.
(5)	 Das Stadtarchiv wirkt an der Auswertung des von ihm ver-

wahrten Archivgutes sowie an der Erforschung und Vermitt-
lung der Regional- und Ortsgeschichte mit.

§ 4 
Übernahme und Sicherung

(1)	 Die anbietungspflichtigen Stellen sind verpflichtet, alle Auf-
zeichnungen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr be-
nötigt werden, dem Stadtarchiv unverändert anzubieten und, 
soweit sie archivwürdig sind, zu übergeben. Aufzeichnungen 
sind spätestens 30 Jahre nach der letzten inhaltlichen Be-
arbeitung anzubieten, soweit sie nicht noch nachweislich im 
Geschäftsgang erforderlich sind oder soweit nicht Rechts-
vorschriften andere Fristen bestimmen.

(2)	 Anzubieten und bei festgestellter Archivwürdigkeit abzulie-
fern sind auch Unterlagen, die

	 1.	 personenbezogene Daten enthalten, die gesperrt sind oder 
die nach einer Rechtsvorschrift gelöscht werden müssten 
oder gelöscht werden könnten,

	 2.	 einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis oder son-
stigen Rechtsvorschriften über Geheimhaltung unterliegen.

(3)	 Von der Anbietungspflicht ausgenommen bleiben Unterlagen, 
deren Offenbarung gegen das Brief-, Post- oder Fernmelde-
geheimnis oder die Unverletzlichkeit der Wohnung verstoßen 
würde, sowie personenbezogene Daten, deren Speicherung 
unzulässig war oder die nach dienst- oder arbeitsrechtlichen 
Vorschriften zu löschen oder zu tilgen sind.

(4)	 Eine Vernichtung oder Löschung von Unterlagen ist nur nach 
der Verneinung der Archivwürdigkeit zulässig.

(5)	 Das Stadtarchiv entscheidet über die Archivwürdigkeit der 
angebotenen Aufzeichnungen und über deren Übernahme in 
das Archiv.

(6)	 Die als archivwürdig bewerteten Aufzeichnungen sind im 
Stadtarchiv aufzubewahren.

(7)	 Das im Stadtarchiv verwahrte Archivgut ist unveräußerlich.
(8)	 Die Hansestadt Uelzen hat die notwendigen organisato-

rischen, technischen und personellen Maßnahmen zu treffen, 
um die dauernde Aufbewahrung, Erhaltung und Benutzbar-
keit des Archivgutes zu gewährleisten sowie seinen Schutz 
vor unbefugter Benutzung, vor Beschädigung oder Vernich-
tung sicherzustellen.

§ 5 
Benutzung

(1)	 Jeder hat das Recht, die im Stadtarchiv verwahrten Archi-
valien zu benutzen, soweit ein berechtigtes Interesse an der 
Benutzung glaubhaft gemacht werden kann und gesetzliche 
Bestimmungen, vertragliche Vereinbarungen mit Privatper-
sonen oder diese Satzung dem nicht entgegenstehen.

(2)	 Die Benutzung erfolgt durch persönliche Einsichtnahme in 
Archivgut, Vorlage oder Überlassung von Reproduktionen, 
schriftliche Auskunftserteilung über oder aus Archivgut oder 
in sonstiger Form. Über die Art der Benutzung entscheidet 
das Stadtarchiv im Einzelfall. Wird eine bestimmte Benut-
zungsart beantragt, darf hiervon nur aus wichtigen Gründen 
abgewichen werden. Wichtige Gründe sind vor allem der 
Erhaltungs- oder Erschließungszustand des Archivguts, die 
Wahrung schutzwürdiger Interessen Dritter oder ein gegen-
über anderen Benutzungsarten unzumutbar erhöhter Verwal-
tungsaufwand, der die Handlungsfähigkeit des Stadtarchivs 
in erheblichem Maße einschränken würde.

(3)	 Die Benutzung von Archivgut erfolgt auf Antrag und nach Ge-
nehmigung durch das Stadtarchiv. Das Benutzungsverhältnis 
ist öffentlich-rechtlicher Natur.

(4)	 Die Benutzungsgenehmigung kann mit Nebenbestimmungen 
erteilt werden, soweit dies dem Schutz des Archivguts oder 

der Wahrung schutzwürdiger Interessen Dritter dient. Sie gilt 
jeweils nur für den im Antrag angegebenen Forschungsge-
genstand.

(5)	 Die Benutzungsgenehmigung kann widerrufen werden, wenn 
Benutzende gegen die Archivsatzung verstoßen oder Neben-
bestimmungen zur Genehmigung nicht einhalten.

§ 6 
Schutzfristen

(1)	 Kommunales Archivgut darf erst 30 Jahre nach der letzten 
inhaltlichen Bearbeitung benutzt werden. Für die Nutzung 
von Archivgut, das Rechtsvorschriften des Bundes über Ge-
heimhaltung im Sinne des § 2 Abs. 4 Bundesarchivgesetz 
(BArchG) unterliegt, gelten die Schutzfristen des § 5 BArchG 
in der jeweils gültigen Fassung.

(2)	 Archivgut, das zur Person Betroffener geführt ist (personen-
bezogenes Archivgut), darf frühestens 10 Jahre nach dem 
Tod der betroffenen Person benutzt werden. Ist das Todes-
jahr nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand feststell bar, 
endet die Schutzfrist 100 Jahre nach der Geburt. Im Übrigen 
sind schutzwürdige Interessen Betroffener, soweit sie ohne 
besonderen Aufwand erkennbar sind, angemessen zu be-
rücksichtigen.

(3)	 Archivgut, das besonderen bundes-oder landesgesetzlichen 
Geheimhaltungs-, Sperrungs-, Löschungs- oder Vernichtungs-
vorschriften unterlegen hat, darf erst 50 Jahre nach der letzten 
inhaltlichen Bearbeitung des Schriftgutes benutzt werden.

§ 7 
Ausnahmen und Schutzfristenverkürzung

(1)	 Die Schutzfristen nach § 6 gelten nicht für Aufzeichnungen, 
die bereits bei ihrer Entstehung zur Veröffentlichung bestimmt 
oder der Öffentlichkeit zugänglich waren.

(2)	 Die Schutzfristen nach § 6 können auf Antrag verkürzt oder 
aufgehoben werden, wenn

	 1.	 öffentliche Interessen oder schutzwürdige Interessen Be-
troffener nicht entgegenstehen oder

	 2.	 die Nutzung zur Durchführung eines wissenschaftlichen 
Forschungsvorhabens oder zur Erfüllung der öffentlichen 
Aufgaben von Presse und Rundfunk erforderlich ist und 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen durch geeig-
nete Maßnahmen hinreichend gewahrt werden.

(3)	 Die Schutzfristen nach§ 6 Abs. 2 können insbesondere ver-
kürzt werden, wenn die betroffene Person oder nach ihrem 
Tod deren Ehegatte, deren Partner einer auf Dauer ange-
legten Lebensgemeinschaft, Kinder oder Eltern in die Benut-
zung eingewilligt haben.

(4)	 Die Verkürzung von Schutzfristen ist schriftlich und unter 
Angabe von Gründen zu beantragen. Sie kann lediglich für 
einzelne Archivguteinheiten oder fest umgrenzte Gruppen 
beantragt werden.

(5)	 Über die Verkürzung entscheidet die Leitung des Stadtarchi-
vs. Die Entscheidung ist unter Angabe der Gründe in schrift-
licher Form mitzuteilen. Die Genehmigung kann mit Neben-
bestimmungen versehen werden.

§ 8 
Auskunft und Gegendarstellung durch Betroffene

(1)	 Für die Benutzung durch vom Inhalt des Archivguts Betrof-
fene gilt § 5 dieser Satzung entsprechend.

(2)	 Wird die Unrichtigkeit personenbezogener Angaben fest-
gestellt, so ist dies berichtigend im Archivgut zu vermerken 
oder auf sonstige Weise so festzuhalten, dass der Hinweis 
bei einer Benutzung des Archivgutes nicht übersehen werden 
kann.

(3)	 Das Stadtarchiv ist verpflichtet, dem Archivgut eine Gegen-
darstellung des Betroffenen oder eines Hinterbliebenen hin-
zuzufügen, wenn die Richtigkeit von Angaben zur Person des 
Betroffenen bestritten und ein berechtigtes Interesse an der 
Gegendarstellung glaubhaft gemacht wird.

(4)	 Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 gelten nur für Archiv-
gut, für das das Stadtarchiv Daten verarbeitende Stelle im 
Sinne des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes ist.
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(3)	 Für das Recht auf Gegendarstellung gilt § 6 Abs. 4 des Nie-
dersächsischen Archivgesetzes in der jeweils gültigen Fas-
sung entsprechend.

§ 9 
Persönliche Einsichtnahme in Archivgut

(1)	 Die persönliche Einsichtnahme in Archivgut erfolgt grundsätz-
lich in den Räumen des Stadtarchivs. Es ist den Benutzenden 
untersagt, Archivgut aus den Räumen des Stadtarchivs zu 
entfernen.

(2)	 Es besteht kein Anspruch auf die Vorlage von Archivgut zu 
einer bestimmten Zeit oder in größeren Mengen gleichzeitig. 
Das Stadtarchiv kann die Anzahl der vorzulegenden Archiv-
guteinheiten begrenzen.

(3)	 Das Archivgut kann in Form von Reproduktionen vorgelegt 
werden, wenn dies zu seinem Schutz erforderlich ist und der 
Zweck der Benutzung durch die Auswertung der Reproduk-
tionen zu erreichen ist. Über die Art der Vorlage entscheidet 
das Stadtarchiv.

(4)	 Die Verwendung technischer Geräte bedarf der Genehmi-
gung durch das Stadtarchiv. Diese Genehmigung kann wi-
derrufen werden, insbesondere wenn Archivgut gefährdet 
oder der Betrieb im Benutzungsraum beeinträchtigt wird.

(5)	 Mäntel, Taschen, Schirme u. ä. dürfen nicht mit in den Be-
nutzungsraum gebracht werden.

(6)	 Im Benutzungsraum sind Störungen für andere Besucher auf 
das unumgängliche Maß zu beschränken.

(7)	 Das vorgelegte Archivgut ist mit größter Sorgfalt zu behan-
deln. Insbesondere ist es nicht gestattet,

	 –	 den Ordnungszustand zu verändern,
	 –	 Bestandteile zu entfernen,
	 –	 Markierungen und Anmerkungen anzubringen oder vor-

handene zu tilgen,
	 –	 Archivgut als Schreib- oder Durchzeichnungsunterlage zu 

verwenden oder sich darauf zu stützen,
	 –	 das Archivgut zu beschädigen oder in sonstiger Weise zu 

gefährden.
	 Das Personal des Stadtarchivs ist berechtigt, den Benut-

zenden Anweisungen zum Schutz des Archivguts zu erteilen, 
denen Folge zu leisten ist.

(9)	 Die Benutzenden haften für die von ihnen verursachten Ver-
luste oder Beschädigungen des überlassenen Archivguts 
sowie für die sonst bei der Benutzung des Archivs verurs-
achten Schäden. Dies gilt nicht, wenn er nachweist, dass ihn 
kein Verschulden trifft.

(10)	Wer Archivgut vorsätzlich oder fahrlässig beschädigt oder 
zerstört bzw. dessen Verlust herbeiführt, handelt ordnungs-
widrig im Sinne des § 10 Abs. 5 NKomVG in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(11)	Das Stadtarchiv kann auch die Benutzung von Archivgut er-
möglichen, das von anderen Archiven oder sonstigen Stellen 
zur Benutzung durch Dritte übersandt wurde. Soweit die ver-
sendende Stelle nichts anderes verfügt hat, gelten die Be-
stimmungen dieser Benutzungsordnung entsprechend.

(12)	Die Absätze 1 bis 11 sowie § 11 Abs. 2 gelten entsprechend 
für das Bibliotheksgut der Bibliothek des Stadtarchivs.

§ 10 
Belegexemplar

Werden Arbeiten unter maßgeblicher Benutzung von Archivgut 
des Stadtarchivs erstellt, ist dem Stadtarchiv unaufgefordert und 
kostenlos ein Belegexemplar zu überlassen. Dies gilt auch für 
ungedruckte Arbeiten wie Bachelor- und Masterarbeiten oder für 
Audio- und Filmproduktionen.

§ 11 
Reproduktion von Archivgut

(1)	 Auf Reproduktionen besteht kein Anspruch.
(2)	 Reproduktionen können auf Antrag und auf Kosten der Be-

nutzenden vom Stadtarchiv oder einer von ihm beauftragten 
Stelle angefertigt werden. Das Stadtarchiv kann den Benut-
zenden genehmigen, die Reproduktionen in den Räumen 
des Stadtarchivs selbst herzustellen. Auf Verlangen ist dem 

Stadtarchiv ein Belegexemplar zu überlassen.
(3)	 Reproduktionen von Archivgut dürfen nur hergestellt werden, 

wenn das Stadtarchiv eine Gefährdung oder Beschädigung 
des Archivguts ausschließt. Es entscheidet über die jeweils 
geeigneten Reproduktionsverfahren.

(4)	 Reproduktionen dürfen nur unter Angabe der Herkunft aus 
dem Stadtarchiv und der von ihm festgelegten Signatur ver-
öffentlicht, vervielfältigt oder an Dritte weitergegeben wer-
den. Soweit das Stadtarchiv über Nutzungsrechte verfügt, 
dürfen Reproduktionen nur mit vorheriger Zustimmung des 
Stadtarchivs, nur zu dem angegebenen Zweck und unter 
Angabe der Herkunft aus dem Stadtarchiv und der von ihm 
festgelegten Signatur veröffentlicht, vervielfältigt oder an 
Dritte weitergegeben werden.

§ 12 
Ausleihe zu Ausstellungszwecken

Archivgut, das noch den Schutzfristen unterliegt, darf nicht aus-
geliehen werden. Eine Ausleihe ist zudem nur möglich, wenn 
gewährleistet ist, dass das ausgeliehene Archivgut wirksam vor 
Verlust, Beschädigung und unbefugter Nutzung geschützt wird 
und der Ausstellungszweck nicht durch Reproduktionen erreicht 
werden kann. Das Stadtarchiv kann zur Sicherung des Archiv-
guts Auflagen erteilen.

§ 13 
Benutzung durch eine öffentliche Stelle

(1)	 Soweit die Ausleihe ihre Grundlage nicht in einer gesetz-
lichen Bestimmung findet, besteht kein Anspruch auf Aus-
leihe.

(2)	 Wird das Archivgut einer öffentlichen Stelle ausgeliehen, ist 
diese verpflichtet, es vor Verlust, Beschädigung und unbe-
fugter Nutzung zu schützen und es innerhalb eines ange-
messenen Zeitraums zurückzugeben. Die abgebende Stelle 
hat zudem sicherzustellen, dass der Ordnungszustand des 
Archivguts nicht verändert und insbesondere keine Auf-
zeichnungen entfernt oder hinzugefügt werden.

§ 14 
Gebühren und Auslagen

Die Gebühren und Auslagen für die Inanspruchnahme des 
Stadtarchivs richten sich nach der Verwaltungskostensatzung 
der Hansestadt Uelzen in der jeweils geltenden Fassung.

§ 15 
lnkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Uelzen, den 20. Juni 2016

HANSESTADT UELZEN
Der Bürgermeister
(Jürgen Markwardt)

Gebührenordnung der Stadt Uelzen für das Parken an 
Parkscheinautomaten (ParkGO)

Aufgrund des § 6a des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) vom 5. 
März 2003 (BGBl. I. S. 310, 919) in der zurzeit geltenden Fassung 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.06.2015 (BGBl. I S. 904) m. 
W. v. 12.06.2015, in Verbindung mit dem § 1 (4) der Verordnung 
über Zuständigkeiten im Bereich Verkehr (ZustVO-Verkehr) vom 
25. August 2014 (Nds. GVBl. 2014, 249) in der zurzeit geltenden 
Fassung und der §§ 6, 10, 58 (1) und 111 (1) des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. De-
zember 2010 (Nds. GVBl. 2010, 576) in der zurzeit geltenden Fas-
sung hat der Rat der Stadt Uelzen in seiner Sitzung am 23.05.2016 
folgende Parkgebührenordnung (ParkGO) beschlossen:
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§ 1

(1)	 Soweit das Parken auf öffentlichen Straßen und Plätzen nur 
während der Geltungsdauer der Gebührenpflicht eines Park-
scheinautomaten zulässig ist, werden Gebühren nach Maß-
gabe dieser Parkgebührenordnung erhoben.

(2)	 Von der Gebührenpflicht erfasst sind die Bereiche, die in dem 
als Anlage beigefügten Übersichtsplan, der Bestandteil der 
Parkgebührenordnung ist, durch eine Punktlinie dargestellt 
sind.

(3)	 Die Gebührenpflicht ist auf den Zeitraum 
			  Montag bis Freitag	 8.00 bis 18.00 Uhr,
			  Sonnabend		  8.00 bis 13.00 Uhr
	 begrenzt.
(4)	 Der Parkschein bzw. der Berechtigungsschein ist im Fahr-

zeug gut sichtbar auszulegen.

§ 2

(1)	 Die Mindestgebühr beträgt 0,20 Euro.
(2)	 Die Parkgebühren betragen für jede Stunde 1,30 Euro.
(3)	 Die Zahlung am Parkscheinautomat ist ausschließlich mit 

Hartgeld (keine Kartenzahlung oder mit Geldscheinen) mög-
lich.

§ 3

(1)	 Die Höchstparkdauer wird auf 2 Stunden 30 Minuten, für die 
gesondert durch Verkehrszeichen gekennzeichneten Flä-
chen

	 1.	 Friedensreich-Hundertwasser-Platz auf 1 Stunde,
	 2.	 Parkplatz Ringstraße (Einmündung in die Brauerstraße/Lü-

neburger Str.) auf 3 Stunden,
	 3.	 Alewin- und Luisenstraße einschl. Parkplatz Bauernstraße 

auf 3 Stunden,
	 4.	 Parkplatz Ratsteichwiesen an der Hambrocker Straße auf 

3 Stunden
	 begrenzt.
(2)	 Für den unter Abs. 1 Nr. 4 aufgeführten Parkplatz kann opti-

onal für 4,00 Euro ein Tagesticket am Parkscheinautomaten 
erworben werden. Dieses Tagesticket berechtigt dazu, am 
Ausstellungstag ohne zeitliche Begrenzung auf diesem Park-
platz zu parken.

(3)	 Die Park & Ride-Anlage am Bahnhof Uelzen (Kaiser-/Mar-
garetenstraße) unterliegt nicht der unter § 3 (1) bestimmten 
Höchstparkdauer und ist auch außerhalb des unter § 1 (3) 
benannten Zeitraumes gebührenpflichtig.

 
§ 4

Für die Park & Ride-Anlage am Bahnhof Uelzen (Kaiser-/Margare-
tenstraße), die Kunden der Deutschen Bahn vorbehalten ist, be-
tragen abweichend von § 2 (2) die Gebühren für:
		  Tageskarten	�  4,00 Euro
		  Wochenkarten� 13,00 Euro
		  Monatskarten� 27,00 Euro
		  Jahreskarten� 200,00 Euro
Die Parkberechtigung für einzelne Tage ist durch den Parkschein, 
der am Parkscheinautomaten gelöst wird, nachzuweisen. Die 
Parkberechtigung für jeweils 1 Woche, 1 Monat oder 1 Jahr ist 
durch einen Berechtigungsschein, der von der Deutschen Bahn 
zusammen mit der Fahrkarte erworben werden kann, nachzuwei-
sen.

§ 5

Diese Parkgebührenordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffent-
lichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Parkgebührenordnung der 
Stadt Uelzen für das Parken an Parkscheinautomaten in der Fas-
sung des Ratsbeschlusses vom 18.01.2016 außer Kraft.

Uelzen, den 23. Mai 2016

STADT  UELZEN
- gez. Jürgen Markwardt -
Bürgermeister				    (Siegel)
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Übersichtsplan Parkgebührenpflicht
Anlage zu §1 (2) ParkGO vom 23.05.2016

Stadt Uelzen
Straßen, Umwelt u. Grünflächen
Im Auftrage
B. Behn

Sonstige Bekanntmachungen

Friedhofsordnung (FO)

für den Friedhof
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Bevensen in Bevensen.

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher 
Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 
(Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. 
Kirchengemeinde Bevensen am 11.03.2016 folgende Friedhofs-
ordnung beschlossen:
Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur letzten 
Ruhe gebettet werden. Er ist mit seinen Gräbern ein sichtbares 
Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich ein 
Ort, an dem die Kirche die Botschaft verkündet, dass Christus 
dem Tode die Macht genommen hat und denen, die an ihn glau
ben, das ewige Leben geben wird. Aus dieser Erkenntnis und in 
dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung auf dem Fried-
hof Richtung und Weisung.
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I. Allgemeine Vorschriften

§ 1  
Geltungsbereich und Friedhofszweck

(1)	 Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Ev.-luth. 
Kirchengemeinde Bevensen in seiner jeweiligen Größe. Der 
Friedhof umfasst zurzeit die Flurstücke 52/4 und 52/6 Flur 7 
Gemarkung Bevensen in Größe von insgesamt 7.01.47 ha. 
Eigentümerin der Flurstücke ist die Ev.-luth. Kirchengemein-
de Bevensen. 

(2)	 Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ih-
rem Ableben ihren Wohnsitz in der Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Bevensen hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode ein 
Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte besa-
ßen. Der Friedhof dient auch der Bestattung von Fehlgebo-
renen und Ungeborenen i.S.d. Niedersächsischen Bestat-
tungsgesetzes. 

(3)	 Andere Bestattungen bedürfen der vorherigen Zustimmung 
der Friedhofsverwal-tung.

§ 2  
Friedhofsverwaltung 

(1)	 Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen 
Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand verwaltet (Friedhofs-
verwaltung).

(2)	 Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Fried-
hofsordnung sowie den sonstigen kirchlichen und staatlichen 
Vorschriften.

(3)	 Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kir-
chenvorstand einzelne Personen, einen Ausschuss oder eine 
kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen. 

(4)	 Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang 
mit einer Bestattung, Verleihung, Verlängerung oder Übertra
gung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte, einer Anzeige 
zur Errichtung eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem 
Tätigwerden von Dienstleistungserbringern sowie mit der Er-
hebung von Gebühren und Entgelten dürfen für den jewei-
ligen Zweck erhoben, verarbeitet und genutzt werden. 

§ 3  
Schließung und Entwidmung 

(1)	 Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grab-
stätten können aus einem wichtigen Grund beschränkt ge-
schlossen, geschlossen und entwidmet werden.

(2)	 Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen 
Nutzungsrechte mehr verliehen werden. Eine Verlängerung 
von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur An
passung an die Ruhezeit erfolgen. Bestattungen dürfen nur 
noch in Grabstätten stattfinden, an denen im Zeitpunkt der 
beschränkten Schließung noch Nutzungsrechte bestehen, 
sofern die Grabstätten noch nicht belegt sind oder sofern 
zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen 
waren. Grabstellen an denen die Ruhezeit nach dem Zeit-
punkt der beschränkten Schließung abläuft, dürfen nicht neu 
belegt werden. Eingeschränkt werden kann auch der Kreis 
der Bestattungsberechtigten. Ausnahmen von dieser Ein
schränkung kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur 
Vermeidung unbilliger Härten bei bestehenden Nutzungs-
rechten zulassen.

(3)	 Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht mehr vorge-
nommen werden.

(4)	 Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestät-
te der Verstorbenen aufgehoben. Die Entwidmung wird erst 
ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr beste-
hen, sämtliche Ruhezeiten abgelaufen sind und eine ange-
messene Pietätsfrist vergangen ist.

 
II. Ordnungsvorschriften

§ 4  
Öffnungszeiten

(1)	 Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt ge-
gebenen Zeiten für den Besuch geöffnet.

(2)	 Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilwei-
se für den Besuch vorübergehend geschlossen werden.

 
§ 5  

Verhalten auf dem Friedhof
(1)	 Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des 

Ortes entsprechend zu verhalten und Äußerungen, die sich 
in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben oder 
die evangelische Kirche richten, zu unterlassen. Die Anord
nungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die Fried-
hofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofsordnung 
zuwiderhandeln, das Betreten des Friedhofs untersagen.

(2)	 Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:
	 a)	 die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen, Inlinern, 

Skateboards aller Art - ausgenommen Kinderwagen, Roll-
stühle, Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofsver-
waltung und der für den Friedhof zugelassenen Dienstlei-
stungserbringer -  zu befahren,

	 b)	 Waren aller Art zu verkaufen  sowie Dienstleistungen an-
zubieten, 

	 c)	 an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestat-
tung störende Arbeiten auszuführen,

	 d)	 Film-, Ton-, Video– und Fotoaufnahmen, außer zu privaten 
Zwecken, zu erstellen und zu verwerten,

	 e)	 Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu ver-
teilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der 
Bestattungsfeier notwendig und üblich sind,

	 f)	 Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stel-
len abzulagern oder mitgebrachten Unrat zu entsorgen,

	 g)	 fremde Grabstätten und die Friedhofsanlagen außerhalb 
der Wege zu betreten, zu beschädigen oder zu verunreini-
gen,

	 h)	 Hunde unangeleint mitzubringen. 
(3)	 Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit 

die Interessen Anderer nicht beeinträchtigt werden.
(4)	 Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der 

vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
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§ 6  
Dienstleistungen

(1)	 Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Be-
statter usw.) haben die für den Friedhof geltenden Bestim-
mungen zu beachten. 

(2)	 Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die 
fachlich geeignet und in betrieblicher und personeller Hin-
sicht zuverlässig sind.

(3)	 Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit 
von der Friedhofsverwaltung auf Zeit oder auf Dauer unter-
sagt werden, wenn der Dienstleistungserbringer nach vor-
heriger Mahnung gegen für den Friedhof geltende Bestim-
mungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß 
ist eine Mahnung entbehrlich.

(4)	 Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materi-
alien dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend und nur 
an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die 
Arbeits- und Lagerplätze sind nach Beendigung der Tagesar-
beit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu 
verlassen und bei Unterbrechung der Tagesarbeit so herzu-
richten, dass eine Behinderung Anderer ausgeschlossen ist. 
Die Dienstleistungserbringer dürfen auf dem Friedhof keinen 
Abraum lagern. Geräte von Dienstleistungserbringern dürfen 
nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs 
gereinigt werden.

(5)	 Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofs-
träger für alle Schäden, die sie im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7  
Anmeldung einer Bestattung

(1)	 Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorgeschrie-
benen Unterlagen rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung 
anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer die Bestattung leitet 
und wer sonst bei der Bestattung (einschließlich Trauerfeier) 
gestaltend mitwirken wird.

(2)	 Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestat-
tung leiten oder bei der Bestattung gestaltend mitwirken soll, 
ausschließen, wenn sie verletzende Äußerungen gegen den 
christlichen Glauben oder die evangelische Kirche getan hat 
und eine Wiederholung zu erwarten ist.

(3)	 Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der ein Nut-
zungsrecht verliehen ist, ist das Nutzungsrecht nachzuwei-
sen.

(4)	 Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit der antrag-
stellenden Person Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Wün-
sche der Angehörigen sollen dabei nach Möglichkeit berück-
sichtigt werden.

 
§ 8  

Beschaffenheit von Särgen und Urnen
(1)	 Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeits-

hemmenden Särgen zulässig. Von der Sargpflicht nach Satz 
1 kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn in der zu bestattenden Person ein wichtiger Grund vor-
liegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht. 

(2)	 Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der 
geeignet ist, nachhaltig die physikalische, chemische oder 
biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grund
wassers zu verändern oder der die Verwesung der Leiche 
nicht innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht.

(3)	 Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im 
Mittelmaß 0,65 m breit sein. Für größere Särge ist die Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der 
Bestattung einzuholen. 

(4)	 Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbekleid
ungen gelten die Anforderungen des Absatzes 2 entspre-
chend. 

(5)	 Für die Bestattung in zugänglichen, ausgemauerten Grüften 
sind nur Metallsärge oder Holzsärge mit Metalleinsatz zugel-
assen, die luftdicht verschlossen sind.

(6)	 Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen ver-
wendet werden, die aus Kunststoffen oder sonstigen nicht 
verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, 
nachhaltig die physikalische, chemische oder biologische 
Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu ver
ändern. 

§ 9  
Ruhezeiten 

(1)	 Die Ruhezeit für Leichen beträgt 30 Jahre, bei verstorbenen 
Kindern bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 20 Jahre. 

(2)	 Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre.

§ 10 
Umbettungen und Ausgrabungen 

(1)	 Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätz-
lich nicht vorgenommen werden.

(2)	 Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ru-
hezeit nur mit Genehmigung der unteren Gesundheitsbehör-
de ausgegraben oder umgebettet werden. 

(3)	 Die berechtigte Person hat sich gegenüber der Friedhofs-
verwaltung schriftlich zu verpflichten, alle Kosten zu über-
nehmen, die bei der Umbettung durch Beschädigung und 
Wiederinstandsetzung gärtnerischer oder baulicher Anlagen 
an Nachbargrabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen.

(4)	 Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine 
Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

(5)	 Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflanzen kön-
nen umgesetzt werden, wenn Gestaltungsbestimmungen des 
neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen.

 
IV. Grabstätten

§ 11 
Allgemeines

(1)	 Folgende Arten von Grabstätten stehen zur Verfügung:
	 a)	 Reihengrabstätten� (§ 12),
	 b)	 Rasenreihengrabstätten� (§ 13),
	 c)	 Wahlgrabstätten� (§ 14),
	 d)	 Urnenreihengrabstätten� (§ 15),
	 e)	 Rasenurnenreihengrabstätten� (§ 16), 
	 f)	 Urnenwahlgrabstätten     � (§ 17),
	 g)	 Rasenurnenwahlgrabstätten	  � (§ 18), 
	 h)	 Urnengemeinschaftsanlage 	   � (§ 19),
	 i)	 Baumurnenwahlgrabstätten	�  (§ 20),
	 j)	 Grabstätten mit Anlage und Pflege� (§ 21),
(2)	 Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. 

An ihnen werden nur öffentlich-rechtliche Nutzungsrechte 
nach Maßgabe dieser Ordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung verliehen. Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer ein-
zelnen Person, nicht mehreren Personen zugleich zustehen. 
Nutzungsberechtigte Personen haben jede Änderung ihrer 
Anschrift der Friedhofsverwaltung mitzuteilen.

(3)	 Rechte an Reihengrabstätten werden nur im Todesfall verge-
ben. Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb eines 
Nutzungsrechtes an einer Grabstätte in bestimmter Lage so-
wie auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht nicht.

(4)	 In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder 
Asche bestattet werden. Eine verstorbene Mutter und ihr 
gleichzeitig - bei oder kurz nach der Geburt - verstorbenes 
Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum voll-
endeten 5. Lebensjahr dürfen in einer Grabstelle bestattet 
werden.

(5)	 In einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahlgrabstelle 
darf zusätzlich eine Asche bestattet werden, wenn die bereits 
bestattete Person der Ehegatte oder die Ehegattin oder der 
Lebenspartner oder die Lebenspartnerin nach dem Gesetz 
über die eingetragene Lebenspartnerschaft oder ein naher 
Verwandter war.
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(6)	 Bei neu anzulegenden Grabstätten sollen die Grabstellen 
etwa folgende Größe haben:

	 a)	 für Särge von Kindern:� Länge: 1,50 m  Breite: 0,90 m,
		  von Erwachsenen:� Länge: 3,00 m  Breite: 1,50 m,
	 b) 	für Urnen:� Länge: 1,00 m  Breite: 0,80 m.
	 Für die bisherigen Grabstätten gelten die übernommenen 

Maße. Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof 
maßgebend.

(7)	 Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg 
bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der Ober-
kante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbe-
stattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m 
starke Erdwände getrennt sein.

(8)	 Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefüllt 
werden, die dafür von der Friedhofsverwaltung bestimmt 
oder zugelassen sind. 

(9)	 Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör (Grab-
mal, Einfassung, Lampen, Vasen, Großgehölze usw.), soweit 
erforderlich, vor der Bestattung auf ihre Kosten entfernen. 
Über das Erfordernis entscheidet die Friedhofsverwaltung.

(10)	Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung 
aus Absatz 9 nicht nach und muss beim Ausheben des 
Grabes das Grabzubehör von dem Friedhofsträger entfernt 
werden, sind die dadurch entstehenden Kosten von der nut-
zungsberechtigten Person dem Friedhofsträger zu erstatten. 
Ein Anspruch auf Wiederverwendung herausgenommener 
Pflanzen besteht nicht.

§ 12 
Reihengrabstätten 

(1)	 Reihengrabstätten sind Grabstätten mit einer Grabstelle für 
eine Erdbestattung, die anlässlich einer Bestattung der Reihe 
nach für die Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Das Nut-
zungsrecht kann nicht verlängert werden. 

(2)	 Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen davon 
wird sechs Monate vor Ablauf der Ruhezeit durch ein Hin-
weisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht. 

§ 13 
Rasenreihengrabstätten

(1)	 Rasenreihengrabstätten sind Grabstätten mit einer Grabstel-
le für eine Erdbestattung, die anlässlich einer Bestattung der 
Reihe nach für die Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Das 
Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden. 

(2)	 Das Abräumen von Rasenreihengrabfeldern  oder Teilen da-
von wird sechs Monate vor Ablauf der Ruhezeit durch ein 
Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt ge-
macht. 

§ 14 
Wahlgrabstätten

(1)	 Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die 
mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben werden. Die 
Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 30 Jahre, vom Tage der 
Verleihung an gerechnet. Über das Nutzungsrecht wird eine 
Urkunde ausgestellt. 

(2)	 Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 
Absatz 2 auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte um 30 
Jahre verlängert werden. Die Friedhofsverwaltung ist nicht 
verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines Verlängerungs-
antrages aufzufordern. Bei einer Bestattung verlängert sich 
das Nutzungsrecht für die gesamte Wahlgrabstätte bis zum 
Ablauf der Ruhezeit. Die Gebühren für die Verlängerung rich-
ten sich nach der jeweiligen Gebührenordnung.

(3)	 In einer Wahlgrabstätte dürfen die nutzungsberechtigte Per-
son und folgende Angehörige bestattet werden: 

	 a)	 Ehegatte,
	 b)	 Lebenspartner oder Lebenspartnerin nach dem Gesetz 

über die eingetragene Lebenspartnerschaft,
	 c)	 Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten,
	 d)	 Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer  Väter oder 

Mütter,
	 e)	 Eltern, 

	 f)	 Geschwister,
	 g)	 Stiefgeschwister,
	 h)	 die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden Erben.
	 Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, 

wer von den bestattungsberechtigten Personen bestattet 
wird. Kann nach dem Tode einer bestattungsberechtigten 
Person die Entscheidung der nutzungsberechtigten Per-
son der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Be-
stattung mitgeteilt werden, so ist die Friedhofsverwaltung 
nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, die Bestattung 
zuzulassen. Die Bestattung anderer, auch nichtverwandter 
Personen bedarf eines Antrags der nutzungsberechtigten 
Person und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung.

(4)	 Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr 
Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 3 Buchstaben a) bis h) 
genannten Personen übertragen; zur Rechtswirksamkeit der 
Übertragung sind schriftliche Erklärungen der bisherigen und 
der neuen nutzungsberechtigten Person sowie die schrift-
liche Genehmigung der Friedhofsverwaltung erforderlich.

(5)	 Die nutzungsberechtigte Person soll der Friedhofsverwal-
tung schriftlich mitteilen, auf welchen ihrer bestattungs-
berechtigten Angehörigen das Nutzungsrecht nach ihrem 
Tode übergehen soll. Eine schriftliche Einverständniserklä-
rung der Rechtsnachfolgerin oder des Rechtsnachfolgers 
ist beizubringen. Hat die nutzungsberechtigte Person nicht 
bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode 
übergehen soll, so geht das Nutzungsrecht an die nach Ab-
satz 3 bestattungsberechtigten Angehörigen in der dort ge
nannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht 
innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Per-
son zu. Der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin 
hat der Friedhofsverwaltung auf deren Verlangen nachzu
weisen, dass er neuer Nutzungsberechtigter oder sie neue 
Nutzungsberechtigte ist. Ist der Rechtsnachfolger oder die 
Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das Nutzungs-
recht zu behalten, so kann er oder sie das Nutzungsrecht 
auf eine andere der in Absatz 3 genannten Personen oder, 
wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine Person über-
tragen, die aufgrund ihres oder seines Nutzungsrechtes 
bestattungsberechtigt nach Absatz 3 geworden ist. Für die 
Übertragung gilt Absatz 4.

 
§ 15  

Urnenreihengrabstätten 
(1)	 Urnenreihengrabstätten werden zur Bestattung von Aschen 

vergeben. In einer Urnenreihengrabstätte darf nur eine Asche 
bestattet werden.

(2)	 Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes er-
gibt, gelten für Urnenreihengrabstätten auch die Vorschriften 
für Reihengrabstätten. 

 
§16 

Rasenurnenreihengrabstätten
(1)	 Rasenurnenreihengrabstätten (Abt.: NFIV 4. Grabfeld - Abt.18, 

die nach vollständiger Belegung dieser Abteilung nicht mehr 
angeboten werden.) werden zur Bestattung von Aschen ver
geben. In einer Rasenurnenreihengrabstätte darf nur eine 
Asche bestattet werden.

(2)	 Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes 
ergibt, gelten für Rasenurnenreihengrabstätten auch die Vor-
schriften für Reihengrabstätten. 

 
§ 17 

Urnenwahlgrabstätten 
(1)	 Urnenwahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren Grab-

stellen zur Bestattung einer Asche für die Dauer von 20 Jah-
ren vergeben.

(2)	 Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes 
ergibt, gelten für Urnenwahlgrabstätten auch die Vorschriften 
für Wahlgrabstätten.
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§18 
Rasenurnenwahlgrabstätten

(1)	 Rasenurnenwahlgrabstätten (Abt.: NFIV 4. Grabfeld - Abt.18, 
die nach vollständiger Belegung dieser Abteilung nicht mehr 
angeboten werden.) werden mit einer oder mehreren Grab-
stellen zur Bestattung einer Asche für die Dauer von 20 Jah-
ren vergeben.

(2)	 Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes 
ergibt, gelten für Rasenurnenwahlgrabstätten auch die Vor-
schriften für Wahlgrabstätten.

§ 19 
Urnengemeinschaftsgrabanlage

(1)	 Urnengemeinschaftsgräber sind Grabanlagen ohne beson-
dere Einzelgrabkenn-zeichnung.

(2)	 Urnengemeinschaftsgräber sind Grabstätten in denen mehre-
re Urnen beigesetzt werden. Grabstellen in der Urnengemein-
schaftsanlage werden einzeln oder paarweise zur Bestattung 
einer Asche für die Dauer von 20 Jahren vergeben. Bei Er-
werb von zwei Grabstellen in der Urnengemeinschaftsanlage 
ist die Verlängerung des Nutzungsrechtes lediglich einmal bei 
Beisetzung auf der bis dahin unbelegten Grabstelle möglich. 
Die Gebühren der Verlängerung richten sich nach der jewei-
ligen Gebührenordnung.  

(3)	 Die Gestaltung und Pflege der Urnengemeinschaftsanlagen 
obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. Die Grabstät-
ten sind mit Granitpflaster (ausgenommen die historischen 
Urnengemeinschaftsanlagen) eingefasst und mit einer Be-
pflanzung versehen. Es dürfen keine Veränderungen durch 
den Nutzungsberechtigten an der Gestaltung der Grabanlage 
vorgenommen werden. 

(4)	 Inschriften der/s Verstorbenen (Vor- und Zuname, Geburts- 
und Sterbejahr) werden auf Messingtafeln durch die Fried-
hofsverwaltung angebracht. 

(5)	 Blumengebinde von der Trauerfeier, Blumensträuße und Ge-
stecke sind auf der Einfassung der Grabanlage abzulegen. 

§ 20 
Baumurnenwahlgrabstätten

(1)	 Bei diesen Grabstätten werden Urnen unterhalb des Kro-
nenbereichs von Bäumen beigesetzt. Es dürfen nur biolo-
gisch abbaubare Urnen und Überurnen beigesetzt werden. 

(2)	 Bei dieser Grabart wird auf Antrag ein Nutzungsrecht für 
eine Nutzungszeit von 20 Jahren verliehen. 

(3)	 Auf die Baumurnenwahlgrabstätten findet die Regelung der 
Wahlgrabstätten entsprechende Anwendung, soweit sich 
aus dieser Vorschrift keine Abweichungen ergeben. 

(4)	 Die Herrichtung und Pflege der Fläche um die Baumurnen-
wahlgrabstätten erfolgen ausschließlich durch die Fried-
hofsverwaltung. 

(5)	 Grabmale sind nur als unbehandelte Natursteine in liegender 
Form anzuzeigen. Die Friedhofsverwaltung entscheidet, in 
welcher Form Grabmale aufgebaut werden dürfen. Die ma-
ximale Größe für die Liegesteine beträgt 40cm x 30cm für 
Einzelgrabstätten und 50 cm x 60 cm für Doppelgrabstätten. 
Ab dreistelligen Gräbern entscheidet der Kirchenvorstand 
über die Größe und Art der Liegesteine. Die Liegesteine wer-
den von der Friedhofsverwaltung oder in Absprache mit der 
Friedhofsverwaltung gesetzt. Einfassungen oder sonstige 
bauliche Anlagen jeglicher Art dürfen nicht errichtet wer-
den.

(6)	 Auf den Baumurnenwahlgrabstätten darf ausschließlich na-
türlicher Blumenschmuck abgelegt werden. Verwelkte Blu-
men können von der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

(7)	 Um – oder Ausbettungen der Urnen sind nicht möglich.

§ 21 
Grabstätten mit Anlage und Pflege

(1)	 Nutzungsrechte können als Ein – oder mehrstellige Wahlgrab-
stätten für Erd – und Urnenbestattungen erworben werden.

	 Auf diesen Grabstätten findet die Regelung der Wahlgräber 
entsprechende Anwendung, soweit sich aus dieser Vorschrift 
keine Abweichungen ergeben.

(2)	 Gestaltung von Grabstätten mit Anlage und Pflege über die 
Dauer der Ruhefrist.

	 Das Pflanzbeet der Grabstätten für Erdbestattungen erhalten 
ein Maß von 130 x 100cm. 

	 Das Pflanzbeet der Grabstätten für Urnenbestattungen erhal-
ten ein Maß von 80 cm x 100 cm.

(3)	 Nachdem sich das Grab gesetzt hat, wird das Pflanzbeet vom 
Friedhofsträger gärtnerisch angelegt und mit einer Mähkante 
aus Naturstein versehen. Ausserhalb der Mähkanten wird die 
Fläche mit Rasen eingesät.

(4)	 Für die Dauer der Ruhezeit werden alle notwendigen Arbeiten 
regelmäßig nach dem Ermessen der Friedhofsverwaltung wie 
die Pflege der Grabstätte, das Bewässern in Trockenperioden, 
das Mähen des Rasens, das Auffüllen mit Erde bei eingefal-
lenen Grabstätten incl. Neuinstandsetzungen der Grabanlage 
vom  Ev.-luth. Friedhofsverband übernommen.

(5)	 Eine Änderung der bestehenden Grabanlagen und das Auf-
stellen von Schalen auf den Grabstätten ist nicht zulässig. Das 
Aufstellen von Steckvasen oder Gestecken wird vorüberge-
hend geduldet. Sträuße werden bei anfallenden Pflegearbeiten 
nach dem Ermessen der Friedhofsverwaltung abgeräumt.

§ 22 
Rückgabe von Wahlgrabstätten

(1)	 Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jeder-
zeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten 
Ruhezeit, zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist nur für 
die gesamte Grabstätte zulässig. Ausnahmen bedürfen der 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(2)	 Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten 
besteht kein Anspruch auf Gebührenerstattung. 

(3)	 Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtigten 
übergroßer Wahlgrabstätten besondere schriftliche Vereinba-
rungen über die künftige Nutzung abschließen. Ein Anspruch 
auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen besteht nicht. 

§ 23  
Bestattungsverzeichnis

Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Ver-
zeichnis, aus dem sich nachvollziehen lässt, wer an welcher Stelle 
bestattet ist und wann die Ruhezeit abläuft.

V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen

§ 24   
Gestaltungsgrundsatz

Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzu-
passen, dass der Friedhofszweck und die Würde des Friedhofs 
in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt 
werden. 

§ 25 
Gestaltung und Standsicherheit  von Grabmalen und  

anderen Anlagen
(1)	 Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so gestaltet wer-

den, dass sie eine Verunstaltung des Friedhofes bewirken 
oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Die 
Gestaltung darf sich ferner nicht gegen den christlichen Glau-
ben richten. Im Übrigen gilt § 19 entsprechend. Werkstattbe-
zeichnungen dürfen nur unten an der Seite oder Rückseite 
eines Grabmals in unauffälliger Weise angebracht werden.

(2)	 Es sollen nur Grabmale einschließlich anderer Anlagen er-
richtet werden, die nachweislich in der Wertschöpfungskette 
ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne des „Überein-
kommens 182 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseiti-
gung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit“ hergestellt 
sind.

(3)	 Grabmale und andere Anlagen sind dauernd in würdigem 
und verkehrssicherem Zustand zu halten. Hierfür sind die 
nutzungsberechtigten Personen verantwortlich.
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(4)	 Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen Anla-
gen oder Teilen davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung 
verantwortlichen nutzungsberechtigten Personen verpflichtet, 
unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann 
der Friedhofsträger auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Personen Sicherungsmaßnahmen treffen (z.B. Absperrungen, 
Umlegen von Grabmalen). Wird der ordnungswidrige Zustand 
trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht 
innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseiti-
gt, ist der Friedhofsträger berechtigt, die Grabmale, andere 
Anlagen oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberech-
tigten Personen zu entfernen. Sind nutzungsberechtigte Per-
sonen nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht 
zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Be-
kanntmachung und ein Hinweisschild auf den Grabstätten, 
das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 

 
VI. Anlage und Pflege der Grabstätten

§ 26 
Allgemeines

(1)	 Die Grabstätten müssen binnen sechs Monaten nach der Be-
legung oder nach dem Erwerb des Nutzungsrechts angelegt 
sein. Sie dürfen nur mit Gewächsen bepflanzt werden, durch 
die benachbarte Grabstätten und öffentliche Anlagen nicht 
beeinträchtigt werden. Das Pflanzen von Bäumen ist auf den 
Grabstätten nicht gestattet. 

(2)	 Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen nut-
zungsberechtigten Personen verpflichtet. Die Verpflichtung 
zur Pflege besteht bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes.

(3)	 Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, abster-
bende oder Bestattungen behindernde Hecken und Sträucher 
zu beschneiden oder zu beseitigen. Verwelkte Blumen, Krän-
ze usw. sind von den Grabstätten zu entfernen und an den 
dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen.

(4)	 Die Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anla-
gen außerhalb der Grabstätten obliegt allein der Friedhofs-
verwaltung.

(5)	 Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von 
Schäden, die durch fremde Personen und Tiere hervorgeru-
fen werden, Vorkehrungen zu treffen.

§ 27  
Grabpflege, Grabschmuck

(1)	 Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wild
krautbekämpfungsmitteln sowie von biologisch nicht abbau-
baren Reinigungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung von 
Grabmalen und anderen Anlagen ist nicht gestattet.

(2)	 Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerflori-
stik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauerge-
stecken, in Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie 
bei Pflanzenanzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, 
nicht verwendet werden. Ausgenommen sind Grabvasen und 
Markierungszeichen.

(3)	 Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o. ä. für 
die Aufnahme von Schnittblumen ist nicht gestattet.

§ 28  
Vernachlässigung

(1)	 Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet oder 
gepflegt, hat die nutzungsberechtigte Person nach schrift-
licher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte 
innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. 
Kommt sie der Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofs-
verwaltung die Grabstätte auf Kosten der nutzungsberech-
tigten Person in Ordnung bringen oder bringen lassen. Ist 
die nutzungsberechtigte Person der Verpflichtung aus Satz 
1 nicht nachgekommen, kann die Friedhofsverwaltung auch 
das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen, soweit sie 
die nutzungsberechtigte Person schriftlich unter Fristsetzung 
hierauf hingewiesen hat. In dem Entziehungsbescheid wird 
die nutzungsberechtigte Person aufgefordert, das Grabmal 

und die anderen Anlagen innerhalb von drei Monaten nach 
Unanfechtbarkeit des Bescheides zu entfernen. 

(2)	 Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht 
ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch eine öf-
fentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrich-
tung und Pflege hingewiesen. Außerdem wird die unbekannte 
nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweisschild auf der 
Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in 
Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hin-
weis drei Monate unbeachtet, kann die Friedhofsverwaltung

	 a)	 die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und
	 b)	 Grabmale und andere Anlagen beseitigen lassen.
(3)	 Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 ent-

sprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist die 
nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwal-
tung den Grabschmuck auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Person entfernen oder entfernen lassen.

 
VII. Grabmale und  andere Anlagen

§ 29  
Errichtung und Änderung von Grabmalen

(1)	 Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und ande-
ren Anlagen sind der Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit der 
Erklärung, dass das Vorhaben der gültigen Friedhofsordnung 
und den Vorgaben des technischen Regelwerks entspricht. 

(2)	 Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten 
Maßstab beizufügen. In den Anzeigeunterlagen sollen alle 
wesentlichen Teile erkennbar, die Darstellung der Befesti-
gungsmittel mit Bemaßung und Materialangaben sowie die 
Gründungstechnik mit Maßangaben und Materialbenennung 
in den Anzeigeunterlagen eingetragen sein.

(3)	 Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der voll-
ständigen Anzeige begonnen werden, wenn seitens der 
Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen 
eines Verstoßes gegen die Friedhofsordnung oder das tech-
nische Regelwerk geltend gemacht werden. Vor Ablauf von 
drei Monaten darf begonnen werden, wenn die Friedhofsver-
waltung schriftlich die Übereinstimmung mit der geltenden 
Friedhofsordnung und die Vollständigkeit der Anzeige der 
sicherheitsrelevanten Daten bestätigt.

(4)	 Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder 
die sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach 
Einreichen der Anzeige errichtet oder geändert worden ist.

(5)	 Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen ver-
kehrssicher sein. Sie sind entsprechend ihrer Größe nach den 
allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so 
zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch 
beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. Maßge-
bendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst 
ist ausschließlich die Fassung 2009 der „Technischen Anlei-
tung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) 
der Deutschen Naturstein-Akademie e.V. (DENAK)“. Die TA 
Grabmal gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung, die Ab-
nahmeprüfung und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen.

(6)	 Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale 
hat der Steinmetz oder sonstige Dienstleistungserbringer (mit 
gleichwertiger Qualifikation in Befestigungstechnik, Planung, 
Berechnung und Ausführung von Gründungen) eine Abnah-
meprüfung nach Abschnitt 4 der TA Grabmal vorzunehmen. 
Die gleichwertige Qualifikation i.S.v. Satz 1 ist zweifelsfrei 
nachzuweisen. Der Prüfablauf ist nachvollziehbar zu doku-
mentieren.

(7)	 Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr bevoll-
mächtigte Person hat der Friedhofsverwaltung spätestens 
sechs Wochen nach Fertigstellung der Grabmalanlage die 
Dokumentation der Abnahmeprüfung und die Abnahmebe-
scheinigung entsprechend den Anforderungen der TA Grab-
mal vorzulegen.

(8)	 Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Absatz 2 sind Dienstleistungs-
erbringer, die aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage sind, 
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unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Fried-
hofes die angemessene Gründungsart zu wählen und nach 
der TA Grabmal die erforderlichen Fundamentabmessungen 
zu berechnen. Die Dienstleistungserbringer müssen in der 
Lage sein, für die Befestigung der Grabmalteile das richtige 
Befestigungsmittel auszuwählen, zu dimensionieren und zu 
montieren. Ferner müssen sie die Standsicherheit von Grab-
malanlagen beurteilen können und fähig sein, mit Hilfe von 
Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu do-
kumentieren.

(9)	 Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten 
Grabmals und anderer Anlagen nicht den Anzeigeunterlagen 
und den Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt die Friedhofs-
verwaltung der nutzungsberechtigten Person eine angemes-
sene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals 
und anderer Anlagen. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist 
kann die Friedhofsverwaltung die Abänderung oder Beseiti-
gung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person veranlas-
sen. Bei nicht ordnungsmäßiger Gründung und Befestigung 
des Grabmals und anderer Anlagen gilt § 20 Absatz 4.

 
§ 30  

Mausoleen und gemauerte Grüfte
(1)	 Soweit auf den Friedhöfen Mausoleen oder gemauerte Grüf-

te bestehen, können sie im Rahmen der bestehenden Nut-
zungsrechte genutzt werden. Neubauten sind nicht möglich. 
Im Übrigen gelten § 20 Absätze 3 und 4 entsprechend. 

(2)	 Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen Mau-
soleen oder gemauerten Grüften ist nur möglich, wenn sich 
die nutzungsberechtigten Personen in schriftlichen Verträgen 
gegenüber der Friedhofsverwaltung verpflichten, alle mit der 
Instandsetzung und Unterhaltung der Mausoleen und Grüf-
te verbundenen Kosten und die Verkehrssicherungspflicht 
zu übernehmen. Nach Beendigung des Nutzungsrechts sind 
die Mausoleen oder gemauerten Grüfte von den nutzungsbe-
rechtigten Personen vollständig zu entfernen.

 
§ 31  

Entfernung
(1)	 Grabmale und andere Anlagen dürfen vor Ablauf des Nut-

zungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung entfernt werden.

(2)	 Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekanntmachung 
über das Abräumen der Grabstätten veranlasst die Friedhofs-
verwaltung die Entfernung von Grabmalen und anderen Anla-
gen. Innerhalb von drei Monaten nach der Bekanntmachung 
über das Abräumen und bei Wahlgräbern auch innerhalb von 
drei Monaten nach Ablauf der Nutzungszeit können die nut-
zungsberechtigten Personen Grabmale und  andere Anlagen 
selbst entfernen, soweit es sich nicht um Grabmale nach § 27 
handelt. Die Friedhofsverwaltung hat keinen Ersatz für Grab-
male und andere Anlagen zu leisten. Sie ist auch nicht zur 
Aufbewahrung abgeräumter Grabmale und anderer Anlagen 
verpflichtet. Die Friedhofsverwaltung hat auch keinen Gebüh-
renbetrag zu erstatten, wenn die verpflichtete Person selbst 
abräumt.

 
§ 32  

 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach 
Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten.

VIII. Leichenräume und Trauerfeiern

§ 33  
Leichenhalle 

(1)	 Die Leichenhalle dient zur Aufnahme von Leichen bis zur Be-
stattung. 

(2)	 Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine Be-
denken bestehen, in der Leichenhalle von einem Beauftrag-
ten der Friedhofsverwaltung geöffnet werden. Särge sollen 
spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier ge
schlossen werden.

(3)	 Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeit-
punkt des Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz 
meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei der der Verdacht 
einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestan-
den hat, wird nach Möglichkeit in einem besonderen Raum 
aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung 
der unteren Gesundheitsbehörde geöffnet werden.

§ 34  
Benutzung der Friedhofskapelle

(1)	 Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle zur Verfügung.
(2)	 Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen.
(3)	 Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn die 

verstorbene Person zum Zeitpunkt des Todes an einer nach 
dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelit-
ten oder bei ihr der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem 
genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken 
wegen des Zustandes der Leiche bestehen.

IX. Haftung und Gebühren

§ 35  
Haftung

Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, die durch 
von ihnen oder in ihrem Auftrag errichtete Grabmale, und andere 
Anlagen entstehen. 

§ 36  
Gebühren

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind 
Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührenordnung 
zu entrichten.

X. Schlussvorschriften

§ 37  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)	 Diese Ordnung tritt nach der Kirchenaufsichtliche Genehmi-
gung am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft.

(2)	 Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fassung vom 
08.05.2012 außer Kraft.

Bevensen 
 
Der Kirchenvorstand:
L. S.

Vorsitzender: � gez. Pastor H.G. Meyer	
Kirchenvorsteher:�  H. Bartels

Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß § 66 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 der Kirchengemeinde-
ordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Der Verwaltungsausschuss des Kirchenkreisvorstandes:

01. Juni 2016

L. S.
Vorsitzende:� Kirchenkreisvorsteher: 
gez. Frau Dr. Elster� gez. Pastor Mestmäcker
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Richtlinien über die Gestaltung der Grabstätten  
und Grabmale

(Anlage zu V.Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen)

Gestaltung der Grabstätten
(1)	 Alle Grabstätten müssen in einer des Friedhofs würdigen 

Weise angelegt und unterhalten werden.
(2)	 Beim Bepflanzen darf die Größe der für die Grabart vorge-

sehenen Pflanzfläche nicht überschritten werden.
(3)	 Die Grabstätten sind nur mit Gewächsen zu bepflanzen, 

durch die benachbarte Grabstätten nicht gestört werden. 
Wird dies nicht beachtet oder wachsen die Pflanzen und 
Bäume über die Grabstätten hinaus, so ist die Friedhofs-
verwaltung nach erfolgloser schriftlicher Aufforderung zur 
Beseitigung der Beeinträchtigung berechtigt, die Anpflan-
zungen zurückzuschneiden oder zu beseitigen.

(4)	 Werden Grabhügel angelegt, sollen sie die Höhe von 20cm 
nicht überschreiten.

(5)	 Die Grabstätten sollen mit natürlichen Pflanzen eingefaßt 
werden.

(6)	 Grababdeckungen mit Beton, Terrazzo, Teerpappe und 
Ähnlichem sind nicht zulässig.

(7)	 Der Grabschmuck soll nur aus natürlichen Pflanzen beste-
hen. Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe 
sind nicht zulässig. Ebenso dürfen in sämtlichen Produkten 
der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebin-
den, Trauergestecken, im Grabschmuck und 	 bei Gra-
beinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der 
Pflanze verbleiben, Kunststoffe nicht verwandt werden.

(8)	 Behälter mit Schnittblumen sind entweder unauffällig auf-
zustellen oder in die Erde einzulassen. Blechdosen, Ein-
kochgläser, Flaschen oder ähnliches dürfen für die Schnitt-
blumen nicht verwandt werden. Nicht gestattet ist das 
Aufstellen von Pflanzkübeln und Kästen auf den Grabstät-
ten.

(9)	 Bänke und Stühle auf oder neben Grabstätten stören in der 
Regel das Friedhofsbild. Die Friedhofskommission kann in 
besonders gelagerten Einzelfällen jedoch die Aufstellung 
von Bänken genehmigen. Die Bänke sind klein zu halten 
und unauffällig zu gestalten.

(10)	Den Nutzungsberechtigten ist nicht gestattet, Bäume, große 
Sträucher und Hecken ohne Genehmigung der Friedhofs-
kommission zu beseitigen, weil durch solche Maßnahmen 
das Gesamtbild des Friedhofes gestört werden kann.

Ordnung für die Gestaltung von Grabstätten mit  
Anlage und Pflege über die Dauer der Ruhefrist

Die Grabstätten sind wie folgt zu gestalten:
Das Pflanzbeet der Grabstätten für Erdbestattungen erhalten ein 
Maß von 150 x 100cm. 
Das Pflanzbeet der Grabstätten für Urnenbestattungen erhalten 
ein Maß von 80 cm x 100 cm.
Nachdem sich das Grab gesetzt hat, wird das Pflanzbeet vom 
Friedhofsträger gärtnerisch angelegt und mit einer Mähkante aus 
Wesersandstein versehen. Ausserhalb der Mähkanten wird die 
Fläche mit Rasen eingesät.

Maße für die Grabmale 

Grabmale auf den Reihengrabstätten für Erdbeisetzungen 
dürfen folgende Maße nicht überschreiten:

			   Höhe:		  Breite:		  Tiefe:
			   100 cm		  80 cm		  12-15 cm
(Liegesteine)	   50 cm		  60 cm		  12-15 cm

Grabmale auf den Wahlgrabstätten für Erdbeisetzungen  
dürfen folgende Maße nicht überschreiten:

Einstelliges Wahlgrab
			   Höhe:		  Breite:		  Tiefe:
			   100 cm		  80 cm		  12-15 cm 
(Liegesteine)	   50 cm		  60 cm		  12-15 cm

Zweistelliges Wahlgrab
			   Höhe:		  Breite:		  Tiefe:
			   140 cm		  160 cm		  12-15 cm
(Liegesteine)	   65 cm		  120 cm		  12-15 cm

Drei-und Mehrstelliges Wahlgrab
			   Höhe:		  Breite:		  Tiefe:
			   140 cm		  200 cm		  12-15 cm
(Liegesteine)	   65 cm		  120 cm		  12-15 cm

Grabmale auf den Reihengrabstätten für Urnenbeisetzungen 
dürfen folgende Maße nicht überschreiten:

			   Höhe:		  Breite:		  Tiefe:
			   100 cm		  60 cm		  15 cm
(Liegesteine)	   50 cm		  60 cm		  12-15 cm

Grabmale auf den Wahlgrabstätten für Urnenbeisetzungen 
dürfen folgende Maße nicht überschreiten:

Einstelliges Wahlgrab
			   Höhe:		  Breite:		  Tiefe:
			   100 cm		  60 cm		  12-15 cm

Zweistelliges Wahlgrab
			   Höhe:		  Breite:		  Tiefe:
			   100 cm		  120 cm		  12-15 cm
(Liegesteine)	   65 cm		  120 cm		  12-15 cm
	
Dreistelliges Wahlgrab
			   Höhe:		  Breite:		  Tiefe:
			   100 cm		  120 cm		  12-15 cm
(Liegesteine)	   65 cm		  120 cm		  12-15 cm

Stelen für Rasengrabstätten (Erd – und Urnenbestattungen) 
dürfen folgende Maße nicht überschreiten: 

			   Höhe:		  Breite:		  Tiefe:
			   100 cm		  60 cm		  40 cm

d)	 Für die Dauer der Ruhezeit werden alle notwendigen Arbeiten 
regelmäßig nach dem Ermessen der Friedhofsverwaltung wie 
die Pflege der Grabstätte, das Bewässern in Trockenperio-
den, das Mähen des Rasens, das Auffüllen mit Erde bei ein-
gefallenen Grabstätten incl. Neuinstandsetzungen der Grab-
anlage vom  Ev.-luth. Friedhofsverband übernommen.

e)	 Eine Änderung der bestehenden Grabanlagen und das Auf-
stellen von Schalen auf oder neben den Grabstätten ist nicht 
zulässig.

f)	 Das Aufstellen von Steckvasen oder Gestecken wird vorü-
bergehend geduldet. Sträuße werden bei anfallenden Pflege-
arbeiten nach dem Ermessen der Friedhofsverwaltung abge-
räumt.

Gestaltung der Grabmale
Grabmale dürfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verun-
staltung des Friedhofes bewirken oder die Friedhofsbesucher in 
ihrer Andacht stören. Sie dürfen sich ferner in ihrer Gestaltung 
nicht gegen den christlichen Glauben richten.
Werkstattbezeichnungen sind nur an der Seite oder der Rückseite 
des Grabmales in unauffälliger Weise gestattet.
Das einzelne Grabmal soll sich harmonisch in das Gesamtbild ein-
gliedern. Bei der Größe der Grabmale ist auf die Größe der Grab-
stätte Rücksicht zu nehmen. Maße für die Grabmale sind in einer 
besonderen Aufstellung am Ende dieser Richtlinien angegeben.
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Das Grabmal erhält seinen Wert und seine Wirkung
	 a)	 durch gute und werkgerechte Bearbeitung des Werk-

stoffes,
	 b)	 durch schöne Form,
	 c)	 durch gute Fassung des Textes, der das Andenken des 

Toten würdig bewahren soll,
	 d)	 durch gute Schriftform und Schriftverteilung.
Bei schlichtem Werkstoff wirken die Bearbeitung und die Schrift 
klarer und schöner. Deshalb sollen alle in der Farbe auffallenden 
und unruhigen Gesteinsarten vermieden werden. Die Bearbeitung 
und Schrift sind der Gesteinsart anzupassen. Die Grabmale sol-
len in der Regel auf allen Seiten einheitlich bearbeitet sein. Hoch-
glanzpolitur und Feinschliff sind möglichst zu vermeiden.
Grabmale bei Reihengräbern sollen möglichst aus einem Stück 
hergestellt und sockellos aufgestellt werden. Bei Wahlgräbern 
sollen Grabmale möglichst nur dann einen Sockel haben, wenn 
dies wegen der Art des Grabmales nötig ist. Wenn ein Sockel 
verwandt wird, soll er nicht aus einem anderen Werkstein als dem 
des Grabmales sein.
Nicht gestattet sind:
	 a)	 Grabmale aus Kunststein, gegossener Zementmasse, Ter-

razzo, Glas, Porzellan, Emaille, Blech 
		  oder ähnlichem Material
	 b) das Anstreichen von Grabmalen.
Nicht erwünscht sind Silber - und Goldschrift.
Beim Herstellen eines Fundamentes für eine Steineinfassung ist 
eine Trennung zur Nachbargrabstätte herzustellen. Es darf keine 
feste Verbindung mit dem Nachbargrab entstehen.

Für Grabsteine, die über die nachgenannten Maße hinausge-
hen, kann im Einzelfall rechtzeitig ein Sondergenehmigungs-
antrag an die Friedhofskommission gestellt werden. Die 
Friedhofkommission entscheidet über den Sondergenehmi-
gungsantrag endgültig.

Maße für die Grabmale allgemein

Grabart		 Höhe		  Breite		  Tiefe
Kindergrab	 40-70 cm	 20-40 cm	 12-15 cm
Reihengrab	 60-100 cm	 40-80 cm	 12-15 cm
Einstelliges
Wahlgrab	 60-100 cm	 40-80cm	 12-15 cm
Zweistelliges
Wahlgrab	 80-140 cm	 60-160 cm	 12-15 cm
(Liegesteine)	 65 cm		  120 cm		  12-15 cm
Drei-und Mehr-
stelliges Wahlgrab	80-14 0cm	 80-200 cm	 12-15 cm
Urnenreihengrab	 40 cm		  50 cm		  10-15 cm
Einstelliges
Urnenwahlgrab	 50 cm		  60 cm		  10-15 cm	
Zweistelliges
Urnenwahlgrab +	60 cm		  80 cm		  12-15 cm
Doppelkissenstein
Kissensteine 	 50 cm		  60 cm		  10-15 cm
						    
Rasenfriedhof (Variationen innerhalb der Kernmaße sind möglich) 
 

Reihengrabstelle	 Grabstein Kernmaß 0,48qm
Grabbeet: 150 cm x 120 cm	 Höhe über alles maximal	 90 cm
		  Breite Stein maximal	 60 cm
		  Breite Sockel maximal	 65 cm
		  Tiefe	 12-15 cm
		  Findlinge maximale Tiefe	 30 cm
		  Hinterkante bündig

Einstelliges Wahlgrab	 Grabstein Kernmaß 0,48qm 	
Grabbeet:  150 cm x 120 cm	 Höhe über alles maximal	 90 cm
        	 Breite Stein maximal	 60 cm
		  Breite Sockel maximal	 65 cm
		  Tiefe	 12-15 cm

		  Findlinge maximale Tiefe	 30 cm
		  Hinterkante bündig

Zweistelliges Wahlgrab	 Grabstein Kernmaß 0,96qm
Grabbeet: 300 cm x 120 cm	 Höhe über alles maximal	 120 cm
         	 Breite Stein maximal	 160 cm
		  Breite Sockel maximal	 130 cm
		  Tiefe	 12-15 cm
		  Findlinge maximale Tiefe	 40 cm
		  Hinterkante bündig

Dreistelliges Wahlgrab	 Grabstein Kernmaß 1,8qm
(und mehrstelliges)
Grabbeet: 450 cm x 120 cm	 Höhe über alles maximal	 120 cm
		  Breite Stein maximal	 200 cm
		  Breite Sockel maximal	 200 cm
		  Tiefe	 10-20 cm
		  Findlinge maximale Tiefe	 40 cm
		  Hinterkante bündig

Kissensteine 	 Höhe	 50 cm
		  Breite	 60 cm

Friedhofsgebührenordnung (FGO)

für den Friedhof
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Bevensen in Bevensen.

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher 
Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 
(Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und    § 31 der Friedhofsordnung hat 
der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Bevensen für 
den Friedhof in Bevensen am 11. März 2016 folgende Friedhofs-
gebührenordnung beschlossen:

§ 1 
Allgemeines

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie 
für sonstige in § 6 aufgeführte Leistungen der Friedhofsverwal-
tung werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben.

§ 2 
Gebührenschuldner

(1)	 Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist
	 1.	 wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Lei-

stung nach dieser Ordnung beantragt oder durch ihm zu-
rechenbares Verhalten ausgelöst hat,

	 2.	 wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder 
verlängert hat,

	 3.	 wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwal-
tung durch schriftliche Erklärung übernommen hat oder 
wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes 
haftet.

(2)	 Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist
	 1.	 wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen 

Interesse sie vorgenommen wird,
	 2.	 wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwal-

tung durch schriftliche Erklärung übernommen hat oder 
wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes 
haftet.

(3)	 Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 3 
Entstehen der Gebührenschuld

(1)	 Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld 
bereits mit der Begründung des Nutzungsrechtes für die ge-
samte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der 
Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum der ge-
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samten Verlängerung der Grabstätte.
(2)	 Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebühren-

schuld mit der Inanspruchnahme der jeweiligen gebühren-
pflichtigen Leistung.

(3)	 Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit 
der Vornahme der Verwaltungshandlung.

§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit

(1)	 Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen 
Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(2)	 Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes 
untersagen und Leistungen verweigern, sofern ausstehende 
Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine entspre-
chende Sicherheit nicht geleistet ist.

(3)	 Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsver-
fahren eingezogen.

§ 5 
Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger  

Gebühren
(1)	 Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages 

entrichtet, so ist für jeden angefangenen Monat der Säumnis 
ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückstän-
digen Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf 
den nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag.

(2)	 Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Porto-
kosten durch den Gebührenschuldner oder die Gebühren-
schuldnerin zu erstatten.

(3)	 Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten 
nach Absatz 2 werden im Verwaltungszwangsverfahren 
eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der Vollstre-
ckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin zu tra-
gen.

§ 6 
Gebührentarif

I.	 Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an 
Grabstätten:

1.	 a)	 Reihengrabstätte:
		  Für 30 Jahre: �               400,-- €
	 b)	 Kinder bis zu 5 Jahren:
		  Für 20 Jahre:�               200,-- €
	 c)	 Rasenreihengrabstätte:
		  Für 30 Jahre -je Grabstelle-:�  1.850,-- €
2. 	 a)	 Wahlgrabstätte:
		  Für 30 Jahre - je Grabstelle- :   �  630,-- €
	 b)	 Wahlgrabstätte mit Anlage und Pflege
		  Für 30 Jahre – je Grabstelle -:�   2.100,--€

3.	 a)	 Urnenreihengrabstätte:
		  Für 20 Jahre: �  300,-- €
	 b)	 Rasenurnenreihengrabstätte:
		  Für 20 Jahre:�    900,-- €
	 c)	 Rasenurnenreihengrabstätten ohne Einzelgrabkennzeich-

nung:
		  Für 20 Jahre: �     500,-- €
4.	 a)	 Urnenwahlgrabstätte:
    		  Für 20 Jahre - je Grabstelle - :�  400,-- €
   	 b)	 Rasenurnenwahlgräber  
		  Für 20 Jahre – je Grabstelle - :�  950,-- € 
	 c)	 Urnengemeinschaftsanlage:
		  Für 20 Jahre – je Grabstelle- :�  1.400,-- €
	 d)	 Urnenwahlgrabstätte mit Anlage und Pflege
		  Für 20 Jahre – je Grabstelle-:�  1.500,-- €
	 e)	 Baumurnenwahlgrabstätte
		  Für 20 Jahre – je Grabstätte-:�    900,-- €             
5.	 Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits belegten 

Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte gemäß § 11 Absatz 6 der 
Friedhofsordnung:

	 a)	 eine Gebühr gemäß Nummer 6 zur Anpassung an die neue 
Ruhezeit und

	 b)	 eine Gebühr gemäß Abschnitt II. Nummer 2.

6.	 Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung von 
Nutzungsrechten (gem.   § 13 Absatz 2 FO) ist für jedes Jahr, 
um das das Nutzungsrecht verlängert wird, 1/30 der Gebüh-
ren nach Nummer 2 und 1/20 der Gebühren nach Nummer 4 
zu entrichten.

Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind 
nur in vollen Kalenderjahren möglich.
Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlängerung 
des Nutzungsrechtes wird für die gesamte Nutzungszeit im Vo-
raus erhoben.

II. Gebühren für die Bestattung:
Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der Kränze 
und der überflüssigen Erde:
1. für eine Erdbestattung:                                       		
1.1 im Reihen- oder Wahlgrab�  330,-- €
1.2	 im übergroßen Grab�    465,-- €
1.3 im Kindergrab�    130,-- €
2. für eine Urnenbestattung:       �    100,-- €

III. Gebühr für Umbettungen
1. für die Ausgrabung einer Leiche�  520,-- €
2. für die Ausgrabung einer Asche�    240,-- €

IV. Verwaltungsgebühren:
1.	 Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines stehenden Grab-

mals 	�        30,-- €
2.	 Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines liegenden Grab-

mals� 20,-- €
3.	 Prüfung der Anzeige bei Veränderung eines Grabmales oder 

der Ergänzung von Inschriften  �  20,-- €
4.	 Standsicherheitsprüfung je Jahr      �                  2,50 €

V.	 Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer / Fried-
hofskapelle:

1.	 Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer
	 je Sarg:�       35,-- €
2.	 Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle
	 je Trauerfeier:  �  135,-- €     

VI. sonstige Gebühren:
1. Orgelspiel für Nichtmitglieder der Kirchengemeinde	�   50,-- € 
2. Sarg-/Urnenträger – je Träger- 	�  45,-- €

VII. Gebühren für vorzeitige Einebnung von Wahlgrabstätten:
für jedes Jahr der vorzeitigen Einebnung je Grabstelle�     40,-- €

 
§ 7

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von 
der Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand berech-
net.

 
§ 8 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1)	 Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmi-

gung am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft.

(2)	 Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die 
Friedhofsgebühren-ordnung in der Fassung vom 08.05.2012 
außer Kraft.

Bevensen 
 

Der Kirchenvorstand:
L. S.

Vorsitzender:� Kirchenvorsteher:  
gez. H.G. Meyer� H. Bartels
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Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß § 66 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 der Kirchengemeinde-
ordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Der Verwaltungsausschuss des Kirchenkreisvorstands:
01. Juni 2016

L. S.
Vorsitzende:		�   Kirchenkreisvorsteher: 
Dr. Elster� Pastor Mestmäcker

 
Friedhofsordnung

für den Friedhof der 
Ev.-luth. St. Marien Kirchengemeinde zu Eimke

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher 
Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 
(Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. 
St. Marien Kirchengemeinde zu Eimke am15. März 2016 folgende 
Friedhofsordnung beschlossen:
Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur letzten 
Ruhe gebettet werden. Er ist mit seinen Gräbern ein sichtbares 
Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich ein 
Ort, an dem die Kirche die Botschaft verkündet, dass Christus 
dem Tode die Macht genommen hat und denen, die an ihn glau-
ben, das ewige Leben geben wird. Aus dieser Erkenntnis und in 
dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung auf dem Fried-
hof Richtung und Weisung.

Inhaltsübersicht

I. Allgemeine Vorschriften
	 § 1  Geltungsbereich und Friedhofszweck
	 § 2  Friedhofsverwaltung 
	 § 3  Schließung und Entwidmung 
II. Ordnungsvorschriften
	 § 4  Öffnungszeiten
	 § 5  Verhalten auf dem Friedhof
	 § 6  Dienstleistungen
III. Allgemeine Bestattungsvorschriften
	 § 7  Anmeldung eine Bestattung
	 § 8  Beschaffenheit von Särgen und Urnen
	 § 9  Ruhezeiten 
	 § 10  Umbettungen und Ausgrabungen 
IV. Grabstätten
	 § 11  Allgemeines
	 § 12  Reihengrabstätten
	 § 13  Wahlgrabstätten
	 § 14  Urnenreihengrabstätten
	 § 15  Urnenwahlgrabstätten
	 § 16  Rasenreihengrabstätten
	 § 17  Rasenurnenreihengrabstätten
	 § 18  Baumgrabstätten
	 § 19  Rückgabe von Wahlgrabstätten
	 § 20  Bestattungsverzeichnis
V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen
	 § 21  Gestaltungsgrundsatz
	 § 22  �Gestaltung und Standsicherheit  von Grabmalen und 

anderen Anlagen
VI. Anlage und Pflege der Grabstätten
	 § 23  Allgemeines
	 § 24  Grabpflege, Grabschmuck
	 § 25  Vernachlässigung
VII. Grabmale und andere Anlagen
	 § 26  Errichtung und Änderung von Grabmalen
	 § 27  Entfernung
	 § 28  Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale
VIII. Friedhofskapelle und Trauerfeiern
	 § 29  Benutzung der Friedhofskapelle

IX. Haftung und Gebühren
	 § 30  Haftung
	 § 31  Gebühren
X. Schlussvorschriften
	 § 32 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
 

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 
 Geltungsbereich und Friedhofszweck

1.	 Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Ev.-luth. 
St. Marien Kirchengemeinde zu Eimke. Der Friedhof um faßt 
zur Zeit die Flurstücke 86/.28, 96/28, 28/4 Flur 5 Gemarkung 
Eimke in Größe ,von insgesamt 0.97.66 ha.

2.	 Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ih-
rem Ableben ihren Wohnsitz in der Ev.-luth. Kirchengemein-
de hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode ein Recht 
auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. 
Der Friedhof dient auch der Bestattung von Fehlgeborenen 
und Ungeborenen i.S.d. Niedersächsischen Bestattungsge-
setzes. 

3.	 Bestattungen von nicht im Absatz 2. genannten Personen 
bedürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwal-
tung.

§ 2 
 Friedhofsverwaltung 

1.	 Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen 
Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand verwaltet (Friedhofs-
verwaltung).

2.	 Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Fried-
hofsordnung sowie den sonstigen kirchlichen und staatlichen 
Vorschriften.

3.	 Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kir-
chenvorstand einzelne Personen, einen Ausschuss oder eine 
kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen. 

4.	 Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang 
mit einer Bestattung, Verleihung, Verlängerung oder Übertra-
gung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte, einer Anzeige 
zur Errichtung eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem 
Tätigwerden von Dienstleistungserbringern sowie mit der Er-
hebung von Gebühren und Entgelten dürfen für den jewei-
ligen Zweck erhoben, verarbeitet und genutzt werden. 

§ 3 
 Schließung und Entwidmung 

1.	 Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grabstätten 
können aus einem wichtigen Grund beschränkt geschlossen, 
geschlossen und entwidmet werden.

2.	 Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen Nut-
zungsrechte mehr verliehen werden. Eine Verlängerung von 
bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung 
an die Ruhezeit erfolgen. Bestattungen dürfen nur noch in 
Grabstätten stattfinden, an denen im Zeitpunkt der be-
schränkten Schließung noch Nutzungsrechte bestehen, so-
fern die Grabstätten noch nicht belegt sind oder sofern zu 
dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. 
Grabstellen an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der 
beschränkten Schließung abläuft, dürfen nicht neu belegt 
werden. Eingeschränkt werden kann auch der Kreis der Be-
stattungsberechtigten. Ausnahmen von dieser Einschränkung 
kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur Vermeidung 
unbilliger Härten bei bestehenden Nutzungsrechten zulas-
sen.                                             

3.	 Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht mehr vorge-
nommen werden.

4.	 Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte 
der Verstorbenen aufgehoben. Die Entwidmung wird erst 
ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, 
sämtliche Ruhezeiten abgelaufen sind und eine angemes-
sene Pietätsfrist vergangen ist.
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 II. Ordnungsvorschriften

§ 4 
 Öffnungszeiten

1.	 Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt ge-
gebenen Zeiten für den Besuch geöffnet.

2.	 Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teil-
weise für den Besuch vorübergehend geschlossen werden.

§ 5 
 Verhalten auf dem Friedhof

1.	 Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes 
entsprechend zu verhalten und Äußerungen, die sich in ver-
letzender Weise gegen den christlichen Glauben oder die 
evangelische Kirche richten, zu unterlassen. Die Anord-
nungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die Fried-
hofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofsordnung 
zuwiderhandeln, das Betreten des Friedhofs untersagen.

2.	 Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:
	 a)	 die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen, Inlinern, 

Skateboards aller Art - ausgenommen Kinderwagen, 
Rollstühle, Handwagen sowie Fahrzeuge der Fried-
hofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen 
Dienstleistungserbringer -  zu befahren,

	 b)	 Waren aller Art zu verkaufen  sowie Dienstleistungen an-
zubieten, 

	 c)	 an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestat-
tung störende Arbeiten auszuführen,

	 d)	 Film-, Ton-, Video– und Fotoaufnahmen, außer zu pri-
vaten Zwecken, zu erstellen und zu verwerten,

	 e)	 Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu ver-
teilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der 
Bestattungsfeier notwendig und üblich sind,

	 f)	 Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stel-
len abzulagern oder mitgebrachten Unrat zu entsorgen,

	 g)	 fremde Grabstätten und die Friedhofsanlagen außerhalb 
der Wege zu betreten, zu beschädigen oder zu verunrei-
nigen,

	 h)	 Hunde unangeleint mitzubringen. 
3.	 Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit 

die Interessen Anderer nicht beeinträchtigt werden.
4.	 Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der 

vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

 
§ 6 

 Dienstleistungen
1.	 Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, 

Bestatter usw.) haben die für den Friedhof geltenden Be-
stimmungen zu beachten. 

2.	 Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die 
fachlich geeignet und in betrieblicher und personeller Hin-
sicht zuverlässig sind.

3.	 Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit 
von der Friedhofsverwaltung auf Zeit oder auf Dauer unter-
sagt werden, wenn der Dienstleistungserbringer  nach vor-
heriger Mahnung gegen für den Friedhof geltende Bestim-
mungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß 
ist eine Mahnung entbehrlich.

4.	 Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materi-
alien dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend und nur an 
Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Ar-
beits- und Lagerplätze sind nach Beendigung der Tagesar-
beit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu 
verlassen und bei Unterbrechung der Tagesarbeit so herzu-
richten, dass eine Behinderung Anderer ausgeschlossen ist. 
Die Dienstleistungserbringer dürfen auf dem Friedhof keinen 
Abraum lagern. Geräte von Dienstleistungserbringern dürfen 
nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs 
gereinigt werden.

5.	 Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofs-
träger für alle Schäden, die sie im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7 
 Anmeldung eine Bestattung

1.	 Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorgeschrie-
benen Unterlagen rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung 
anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer die Bestattung leiten 
und wer sonst bei der Bestattung (einschließlich Trauerfeier) 
gestaltend mitwirken wird.

2.	 Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestat-
tung leiten oder bei der Bestattung gestaltend mitwirken soll, 
ausschließen, wenn sie verletzende Äußerungen gegen den 
christlichen Glauben oder die evangelische Kirche getan hat 
und eine Wiederholung zu erwarten ist.

3.	 Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der ein Nut-
zungsrecht verliehen ist, ist das Nutzungsrecht nachzuwei-
sen.

4.	 Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit der antrag-
stellenden Person Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Wün-
sche der Angehörigen sollen dabei nach Möglichkeit berück-
sichtigt werden.

 
§ 8 

 Beschaffenheit von Särgen und Urnen
1.	 Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeits-

hemmenden Särgen zulässig. Von der Sargpflicht nach Satz 
1 kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn in der zu bestattenden Person ein wichtiger Grund vor-
liegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht. 

2.	 Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der 
geeignet ist, nachhaltig die physikalische, chemische oder 
biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwas-
sers zu verändern oder der die Verwesung der Leiche nicht 
innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht.

3.	 Särge dürfen höchstens 2,10 m lang, 0,75 m hoch und im 
Mittelmaß 0,75 m breit sein. Für größere Särge ist die Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der 
Bestattung einzuholen. 

4.	 Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbeklei-
dungen gelten die Anforderungen des Absatzes 2 entspre-
chend. 

5.	 Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen ver-
wendet werden, die aus Kunststoffen oder sonstigen nicht 
verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, 
nachhaltig die physikalische, chemische oder biologische 
Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu ver-
ändern. 

 
§ 9 

 Ruhezeiten 
1.	 Die Ruhezeit für Leichen beträgt 30 Jahre. 
2.	 Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre.

 
§ 10 

 Umbettungen und Ausgrabungen 
1.	 Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätz-

lich nicht vorgenommen werden.
2.	 Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ru-

hezeit nur mit Genehmigung der unteren Gesundheitsbehör-
de ausgegraben oder umgebettet werden. 

3.	 Die berechtigte Person hat  sich gegenüber der Friedhofsver-
waltung schriftlich zu verpflichten, alle Kosten zu überneh-
men, die bei der Umbettung durch Beschädigung und Wie-
derinstandsetzung gärtnerischer oder baulicher Anlagen an 
Nachbargrabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen.

4.	 Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine 
Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

5.	 Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflanzen können 
umgesetzt werden, wenn Gestaltungsbestimmungen des Gr-
abfeldes nicht entgegenstehen.
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 IV. Grabstätten

§ 11 
 Allgemeines

1.	 Folgende Arten von Grabstätten stehen zur Verfügung:
	 a)	 Reihengrabstätten		�   (§ 12),
	 b)	 Wahlgrabstätten		�   (§ 13),
	 c)	 Urnenreihengrabstätten	�  (§ 14),
	 d)	 Urnenwahlgrabstätten	�  (§ 15),
	 e)	 Rasenreihengrabstätten	�  (§ 16),
	 f)	 Rasenurnenreihengrabstätten� (§ 17),
	 g)	 Baumgrabstätten		�   (§ 18).
2.	 Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. 

An ihnen werden nur öffentlich-rechtliche Nutzungsrechte 
nach Maßgabe dieser Ordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung verliehen. Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer ein-
zelnen Person, nicht mehreren Personen zugleich zustehen. 
Nutzungsberechtigte Personen haben jede Änderung ihrer 
Anschrift der Friedhofsverwaltung mitzuteilen.

3.	 Rechte an Reihengrabstätten werden nur im Todesfall verge-
ben. Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb eines 
Nutzungsrechtes an einer Grabstätte in bestimmter Lage so-
wie auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht nicht.

4.	 In einer Reihengrabstätte darf grundsätzlich nur eine Leiche 
oder Asche bestattet werden. Eine verstorbene Mutter und 
ihr im gleichen Jahr verstorbenes Kind oder zwei gleichzeitig 
verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr dürfen 
in einer Grabstelle bestattet werden.

5.	 In einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahlgrabstelle 
darf zusätzlich eine Asche bestattet werden, wenn die bereits 
bestattete Person der Ehegatte oder die Ehegattin oder der 
Lebenspartner oder die Lebenspartnerin nach dem Gesetz 
über die eingetragene Lebenspartnerschaft  oder ein naher 
Verwandter war.

6.	 Bei neu anzulegenden Grabstätten sollen die Grabstellen 
etwa folgende Größe haben:

a) 	für Särge von Kindern:� Länge: 1,50 m  Breite: 0,90 m,
b) 	von Erwachsenen:� Länge: 2,50 m  Breite: 1,20 m,
c) 	für Urnen:� Länge: 1,00 m  Breite: 0,80.

	 Die Friedhofsverwaltung kann andere Maße zulassen.
	 Für die bisherigen Grabstätten gelten die übernommenen 

Maße. Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof 
maßgebend. 

7.	 Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg 
bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der Ober-
kante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbe-
stattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m 
starke Erdwände getrennt sein.

8.	 Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefüllt 
werden, die dafür von der Friedhofsverwaltung  bestimmt 
oder zugelassen sind. 

9.	 Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör (Grab-
mal, Einfassung, Lampen, Vasen, Großgehölze usw.), soweit 
erforderlich, vor der Bestattung auf ihre Kosten entfernen. 
Über das Erfordernis entscheidet die Friedhofsverwaltung.

10.	 Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung 
aus Absatz 9 nicht nach und muss beim Ausheben des 
Grabes das Grabzubehör von dem Friedhofsträger entfernt 
werden, sind die dadurch entstehenden Kosten von der nut-
zungsberechtigten Person dem Friedhofsträger zu erstatten. 
Ein Anspruch auf Wiederverwendung herausgenommener 
Pflanzen besteht nicht.

§ 12 
 Reihengrabstätten

1.	 Reihengrabstätten sind Grabstätten mit einer Grabstelle für 
eine Erdbestattung, die anlässlich einer Bestattung der Reihe 
nach für die Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Das Nut-
zungsrecht kann nicht verlängert werden. 

2.	 Das Abräumen von Reihengrabfeldern  oder Teilen davon 
wird rechtzeitig vor Ablauf der Ruhezeit durch Anschreiben 
der Nutzungsberechtigten oder durch ein Hinweisschild auf 
dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht. 

§ 13 
 Wahlgrabstätten

1.	 Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die 
mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben werden. Die 
Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 30 Jahre, vom Tage der 
Verleihung an gerechnet. Über das Nutzungsrecht wird eine 
Urkunde ausgestellt. 

2.	 Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 
Absatz 2 auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte in fünf-
Jahres-Schritten um bis zu 30 Jahre verlängert werden. Die 
Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen 
Stellung eines Verlängerungsantrages aufzufordern. Bei ei-
ner Bestattung verlängert sich das Nutzungsrecht für die 
gesamte Wahlgrabstätte bis zum Ablauf der Ruhezeit. Die 
Gebühren für die Verlängerung richten sich nach der jewei-
ligen Gebührenordnung.

3.	 In einer Wahlgrabstätte dürfen die  nutzungsberechtigte 
Person und folgende Angehörige bestattet werden: 

	 a)	 Ehegatte,
	 b)	 Lebenspartner oder Lebenspartnerin nach dem Gesetz 

über die eingetragene Lebenspartnerschaft,
	 c)	 Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten,
	 d)	 Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter 

oder Mütter,
	 e)	 Eltern, 
	 f)	 Geschwister,
	 g)	 Stiefgeschwister,
	 h)	 die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden Erben.
	 Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, 

wer von den bestattungsberechtigten Personen bestattet 
wird. Kann nach dem Tode einer bestattungsberechtigten 
Person die Entscheidung der nutzungsberechtigten Per-
son der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Be-
stattung mitgeteilt werden, so ist die Friedhofsverwaltung 
nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, die Bestattung 
zuzulassen. Die Bestattung anderer, auch nichtverwandter 
Personen bedarf eines Antrags der nutzungsberechtigten 
Person und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung.

4.	 Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr 
Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 3 Buchstaben a) bis 
h) genannten Personen übertragen; zur Rechtswirksamkeit 
der Übertragung sind schriftliche Erklärungen der bishe-
rigen und der neuen nutzungsberechtigten Person sowie die 
schriftliche Genehmigung der Friedhofsverwaltung erforder-
lich.

5.	 Die nutzungsberechtigte Person soll der Friedhofsverwal-
tung schriftlich mitteilen, auf welchen ihrer bestattungs-
berechtigten Angehörigen das Nutzungsrecht nach ihrem 
Tode übergehen soll. Eine schriftliche Einverständniserklä-
rung der Rechtsnachfolgerin oder des Rechtsnachfolgers 
ist beizubringen. Hat die nutzungsberechtigte Person nicht 
bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode 
übergehen soll, so geht das Nutzungsrecht an die nach Ab-
satz 3 bestattungsberechtigten Angehörigen in der dort ge-
nannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht 
innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Per-
son zu. Der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin 
hat der Friedhofsverwaltung auf deren Verlangen nachzu-
weisen, dass er neuer Nutzungsberechtigter oder sie neue 
Nutzungsberechtigte ist. Ist der Rechtsnachfolger oder die 
Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das Nutzungs-
recht zu behalten, so kann er oder sie das Nutzungsrecht 
auf eine andere der in Absatz 3 genannten Personen oder, 
wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine Person über-
tragen, die aufgrund ihres oder seines Nutzungsrechtes 
bestattungsberechtigt nach Absatz 3 geworden ist. Für die 
Übertragung gilt  Absatz 4.

§ 14 
 Urnenreihengrabstätten

1.	 Urnenreihengrabstätten werden zur Bestattung von Aschen 
vergeben. In einer Urnenreihengrabstätte darf nur eine Asche 
bestattet werden.
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2.	 Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes er-
gibt, gelten für Urnenreihengrabstätten auch die Vorschriften 
für Reihengrabstätten. 

 
§ 15 

 Urnenwahlgrabstätten
1.	 Urnenwahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren Grab-

stellen zur Bestattung einer Asche für die Dauer von 20 Jah-
ren vergeben.

2.	 Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes 
ergibt, gelten für Urnenwahlgrabstätten auch die Vorschriften 
für Wahlgrabstätten.

 
§ 16 

 Rasenreihengrabstätten
1.	 Rasenreihengrabstätten sind Grabstätten mit einer Rasen-

grabstelle für eine Erdbestattung, die anlässlich einer Be-
stattung der Reihe nach für die Dauer der Ruhezeit vergeben 
werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden. 

2.	 Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes er-
gibt, gelten für Rasenreihengrabstätten auch die Vorschriften 
für Reihengrabstätten. 

§ 17 
 Rasenurnenreihengrabstätten

1.	 Rasenurnenreihengrabstätten sind Grabstätten mit einer Ra-
senurnengrabstelle für eine Urnenbestattung, die anlässlich 
einer Bestattung der Reihe nach für die Dauer der Ruhezeit 
vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert 
werden. 

2.	 Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes 
ergibt, gelten für Rasenurnenreihengrabstätten auch die Vor-
schriften für Reihengrabstätten. 

§ 18 
 Baumgrabstätten

1.	 Bei Baumgrabstätten werden Urnen unterhalb des Kronen-
bereichs von Bäumen beigesetzt. Es dürfen nur biologisch 
abbaubare Urnen und Überurnenbeigesetzt werden.

2.	 Es werden Baumwahlgrabstätten und Baumreihengrabstät-
ten eingerichtet.

3.	 An einer Baumgrabstätte wird auf Antrag ein Nutzungsrecht 
für eine Nutzungszeit von 20 Jahren verliehen.

4.	 Auf die Baumwahlgrabstätten findet die Regelung der Wahl-
grabstätten und auf die Baumreihengrabstätten findet die Re-
gelung der Reihengrabstätten entsprechende Anwendung, 
soweit sich aus dieser Vorschrift keine Abweichungen erge-
ben.

5.	 Die Herrichtung und Pflege der Fläche um die Baumgrabstät-
ten herum erfolgen ausschließlich durch die Friedhofsverwal-
tung.

6.	 An den Baumgrabstätten darf ausschließlich natürlicher Blu-
menschmuck abgelegt werden. Grabmale, Einfassungen oder 
sonstige bauliche Anlagen jeglicher Art dürfen nicht errichtet 
werden. Verwelkte Blumen können von der Friedhofsverwal-
tung entfernt werden.

7.	 Um – oder Ausbettungen der Urnen sind nicht möglich.

§ 19 
 Rückgabe von Wahlgrabstätten

1.	 Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jeder-
zeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten 
Ruhezeit, zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist nur für 
die gesamte Grabstätte zulässig. Ausnahmen bedürfen der 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

2.	 Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten 
besteht kein Anspruch auf Gebührenerstattung. 

3.	 Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtigten 
übergroßer Wahlgrabstätten besondere schriftliche Vereinba-
rungen über die künftige Nutzung abschließen. Ein Anspruch 
auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen besteht nicht. 

§ 20 
 Bestattungsverzeichnis

Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Ver-
zeichnis, aus dem sich nachvollziehen lässt, wer an welcher Stelle 
bestattet ist und wann die Ruhezeit abläuft.

V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen

§ 21 
 Gestaltungsgrundsatz

Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzu-
passen, dass der Friedhofszweck und die Würde des Friedhofs 
in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt 
wird. 

§ 22 
 Gestaltung und Standsicherheit  von Grabmalen  

und anderen Anlagen
1.	 Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so gestaltet wer-

den, dass sie eine Verunstaltung des Friedhofes bewirken 
oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Die 
Gestaltung darf sich ferner weder gegen den christlichen 
Glauben oder andere religiöse Anschauungen richten. Im Üb-
rigen gilt § 18  entsprechend. Werkstattbezeichnungen dür-
fen nur unten an der Seite oder Rückseite eines Grabmals in 
unauffälliger Weise angebracht werden.

2.	 Es sollen nur Grabmale einschließlich anderer Anlagen  er-
richtet werden, die nachweislich in der Wertschöpfungskette 
ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne des „Überein-
kommens 182 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseiti-
gung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit“ hergestellt 
sind.

3.	 Grabmale und  andere Anlagen sind dauernd in würdigem 
und verkehrssicherem Zustand zu halten. Hierfür sind die 
nutzungsberechtigten Personen verantwortlich.

4.	 Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen Anla-
gen oder Teilen davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung 
verantwortlichen nutzungsberechtigten Personen verpflichtet, 
unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann 
der Friedhofsträger auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Personen Sicherungsmaßnahmen treffen (z.B. Absperrungen, 
Umlegen von Grabmalen). Wird der ordnungswidrige Zustand 
trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht 
innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseiti-
gt, ist der Friedhofsträger berechtigt, die Grabmale, andere 
Anlagen oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberech-
tigten Personen zu entfernen. Sind nutzungsberechtigte Per-
sonen nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht 
zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Be-
kanntmachung und ein Hinweisschild auf den Grabstätten, 
das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 

VI. Anlage und Pflege der Grabstätten

§ 23 
 Allgemeines

1.	 Die Grabstätten müssen binnen sechs Monaten nach der Be-
legung oder nach dem Erwerb des Nutzungsrechts angelegt 
sein. Sie dürfen nur mit Gewächsen bepflanzt werden, durch 
die benachbarte Grabstätten und öffentliche Anlagen nicht 
beeinträchtigt werden. Das Pflanzen von Bäumen ist auf den 
Grabstätten nicht gestattet. 

2.	 Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen nut-
zungsberechtigten Personen verpflichtet. Die Verpflichtung 
zur Pflege besteht bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes.

3.	 Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, ab-
sterbende oder  Bestattungen behindernde Hecken und 
Sträucher zu beschneiden oder zu beseitigen. Verwelkte Blu-
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men, Kränze usw. sind von den Grabstätten zu entfernen und 
an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen.

4.	 Die Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anla-
gen außerhalb der Grabstätten obliegt allein der Friedhofs-
verwaltung.

5.	 Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von 
Schäden, die durch fremde Personen und Tiere hervorgeru-
fen werden, Vorkehrungen zu treffen.

§ 24 
 Grabpflege, Grabschmuck

1.	 Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbekämp-
fungsmitteln sowie von biologisch nicht abbaubaren Reini-
gungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung von Grabmalen 
und anderen Anlagen ist nicht gestattet.

2.	 Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerflori-
stik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauerge-
stecken, in Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie 
bei Pflanzenanzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, 
nicht verwendet werden. Ausgenommen sind Grabvasen und 
Markierungszeichen.

3.	 Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o. ä. für 
die Aufnahme von Schnittblumen ist nicht gestattet.

§ 25 
 Vernachlässigung

1.	 Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet oder 
gepflegt, hat die nutzungsberechtigte Person nach schrift-
licher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte 
innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. 
Kommt sie der Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofs-
verwaltung die Grabstätte auf Kosten der nutzungsberech-
tigten Person in Ordnung bringen oder bringen lassen. Ist 
die nutzungsberechtigte Person der Verpflichtung aus Satz 
1 nicht nachgekommen, kann die Friedhofsverwaltung auch 
das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen, soweit sie 
die nutzungsberechtigte Person schriftlich unter Fristsetzung 
hierauf hingewiesen hat. In dem Entziehungsbescheid wird 
die nutzungsberechtigte Person aufgefordert, das Grabmal 
und die anderen Anlagen innerhalb von drei Monaten nach 
Unanfechtbarkeit des Bescheides zu entfernen. 

2.	 Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht 
ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch eine öf-
fentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrich-
tung  und Pflege hingewiesen. Außerdem wird die unbekannte 
nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweisschild auf der 
Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in 
Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hin-
weis drei Monate unbeachtet, kann die Friedhofsverwaltung

a)	 die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und
b)	Grabmale und  andere Anlagen beseitigen lassen.

3.	 Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 ent-
sprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist die 
nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwal-
tung den Grabschmuck auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Person entfernen oder entfernen lassen.

VII. Grabmale und andere Anlagen

§ 26 
 Errichtung und Änderung von Grabmalen

1.	 Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und an-
deren Anlagen sind der Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit 
der Erklärung, dass das Vorhaben der gültigen Friedhofsord-
nung und den Vorgaben des technischen Regelwerks ent-
spricht. 

2.	 Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten 
Maßstab beizufügen. In den Anzeigeunterlagen sollen alle 
wesentlichen Teile erkennbar, die Darstellung der Befesti-
gungsmittel mit Bemaßung und Materialangaben sowie die 

Gründungstechnik mit Maßangaben und Materialbenennung 
in den Anzeigeunterlagen eingetragen sein.

3.	 Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der voll-
ständigen Anzeige begonnen werden, wenn seitens der Fried-
hofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen eines 
Verstoßes gegen die Friedhofsordnung oder das technische 
Regelwerk geltend gemacht werden. Vor Ablauf von drei Mo-
naten darf begonnen werden, wenn die Friedhofsverwaltung 
schriftlich die Übereinstimmung mit der geltenden Friedhofs-
ordnung und die Vollständigkeit der Anzeige der sicherheits-
relevanten Daten bestätigt.

4.	 Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder 
die sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach 
Einreichen der Anzeige errichtet oder geändert worden ist.

5.	 Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen ver-
kehrssicher sein. Sie sind entsprechend ihrer Größe nach den 
allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so 
zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch 
beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. Maßge-
bendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst 
ist ausschließlich die aktuelle Fassung der „Technischen An-
leitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) 
der Deutschen Naturstein-Akademie e.V. (DENAK)“. Die TA 
Grabmal gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung, die Ab-
nahmeprüfung und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen.

6.	 Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale 
hat der Steinmetz oder sonstige Dienstleistungserbringer (mit 
gleichwertiger Qualifikation in Befestigungstechnik, Planung, 
Berechnung und Ausführung von Gründungen) eine Abnah-
meprüfung nach Abschnitt 4 der TA Grabmal vorzunehmen.  
Die gleichwertige Qualifikation i.S.v. Satz 1 ist zweifelsfrei 
nachzuweisen. Der Prüfablauf ist nachvollziehbar zu doku-
mentieren.

7.	 Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr bevoll-
mächtigte Person hat der Friedhofsverwaltung spätestens 
sechs Wochen nach Fertigstellung der Grabmalanlage die 
Dokumentation der Abnahmeprüfung  und die Abnahmebe-
scheinigung entsprechend den Anforderungen der TA Grab-
mal vorzulegen.

8.	 Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Absatz 2 sind Dienstleistungser-
bringer, die aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage sind, unter 
Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedhofes die 
angemessene Gründungsart zu wählen und nach der TA Grab-
mal die erforderlichen Fundamentabmessungen zu berech-
nen. Die Dienstleistungserbringer müssen in der Lage sein, für 
die Befestigung der Grabmalteile das richtige Befestigungs-
mittel auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. 
Ferner müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen 
beurteilen können und fähig sein, mit Hilfe von Messgeräten 
die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren.

9.	 Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten 
Grabmals und anderer Anlagen nicht den Anzeigeunterlagen 
und den Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt die Friedhofs-
verwaltung der nutzungsberechtigten Person eine angemes-
sene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals 
und anderer Anlagen. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist 
kann die Friedhofsverwaltung die Abänderung oder Beseiti-
gung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person veranlas-
sen. Bei nicht ordnungsmäßiger Gründung und Befestigung 
des Grabmals und anderer Anlagen gilt § 19 Absatz 4.

§ 27 
 Entfernung

1.	 Grabmale und  andere Anlagen dürfen vor Ablauf des Nut-
zungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung entfernt werden.

2.	 Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekanntmachung 
über das Abräumen der Grabstätten veranlasst die Friedhofs-
verwaltung die Entfernung von Grabmalen und  anderen Anla-
gen. Innerhalb von drei Monaten nach der Bekanntmachung 
über das Abräumen und bei Wahlgräbern auch innerhalb von 
drei Monaten nach Ablauf der Nutzungszeit können die nut-
zungsberechtigten Personen Grabmale und  andere Anlagen 
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selbst entfernen, soweit es sich nicht um Grabmale nach § 26 
handelt. Die Friedhofsverwaltung hat keinen Ersatz für Grab-
male und andere Anlagen zu leisten. Sie ist auch nicht zur 
Aufbewahrung abgeräumter Grabmale und  anderer Anlagen 
verpflichtet. Die Friedhofsverwaltung hat auch keinen Gebüh-
renbetrag zu erstatten, wenn die verpflichtete Person selbst 
abräumt.

§ 28 
 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach 
Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten. Die Entschei-
dung trifft die Friedhofsverwaltung.

VIII. Friedhofskapelle und Trauerfeiern

§ 29 
 Benutzung der Friedhofskapelle

1.	 Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle zur Verfügung.
2.	 Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen.
3.	 Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn die 

verstorbene Person zum Zeitpunkt des Todes an einer nach 
dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelit-
ten oder bei ihr der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem 
genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken 
wegen des Zustandes der Leiche bestehen.

IX. Haftung und Gebühren

§ 30 
 Haftung

Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, die durch 
von ihnen oder in ihrem Auftrag errichtete Grabmale, und andere 
Anlagen entstehen. 

§ 31 
 Gebühren

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind 
Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührenordnung 
zu entrichten.

 X. Schlussvorschriften

§ 32 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1.	 Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Geneh-
migung am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft.

2.	 Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fassung vom 
16.02.2005 außer Kraft.

Eimke, den 12. April 2016

Der Kirchenvorstand:
L. S.
Vorsitzender:� Kirchenvorsteher:
gez. Heinz Grobecker	�  Pastor Kardel

Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß § 66 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 der Kirchengemeinde-
ordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

01. Juni 2016

Der Kirchenkreisvorstand:
L. S.
Vorsitzende:	�  Kirchenkreisvorsteher:
gez. Dr. Elster				    Pastor Mestmäcker

Friedhofsgebührenordnung  für den 
Friedhof der Ev.-luth. St. Marien-Kirchengemeinde Eimke 

in 29578 EIMKE

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher 
Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 
(Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 31 der Friedhofsordnung hat der 
Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Eimke für den 
Friedhof in Eimke am 15. März 2016 folgende Friedhofsgebüh-
renordnung beschlossen:

 
§ 1 

Allgemeines
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie 
für sonstige in § 6 aufgeführte Leistungen der Friedhofsverwal-
tung werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben.

§ 2 
Gebührenschuldner

(1)	 Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist 
	 1.	 wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Lei-

stung nach dieser Ordnung beantragt oder durch ihm zu-
rechenbares Verhalten ausgelöst hat, 

	 2.	 wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder 
verlängert hat, 

	 3.	 wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwal-
tung durch schriftliche Erklärung übernommen hat oder 
wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes 
haftet.

(2)	 Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist
	 1.	 wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen 

Interesse sie vorgenommen wird,
	 2.	 wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwal-

tung durch schriftliche Erklärung übernommen hat oder 
	 3.	 wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes 

haftet.
(3)	 Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

 
§ 3 

Entstehen der Gebührenschuld
(1)	 Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld 

bereits mit der Begründung des Nutzungsrechtes für die ge-
samte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der 
Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum der ge-
samten Verlängerung der Grabstätte.

(2)	 Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebühren-
schuld mit der Inanspruchnahme der jeweiligen gebühren-
pflichtigen Leistung.

(3)	 Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit 
der Vornahme der Verwaltungshandlung.

§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit

(1)	 Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen 
Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(2)	 Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes 
untersagen und Leistungen verweigern, sofern ausstehende 
Gebühren nicht entrichtet worden sind  oder eine entspre-
chende Sicherheit nicht geleistet ist.

(3)	 Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsver-
fahren eingezogen.

§ 5 
Säumniszuschläge, Kosten,  

Einziehung rückständiger Gebühren
(1)	 Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages 

entrichtet, so ist für jeden angefangenen Monat der Säumnis 
ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückstän-
digen Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf 
den nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag.
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(2)	 Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Porto-
kosten durch den Gebührenschuldner oder die Gebühren-
schuldnerin zu erstatten.

(3)	 Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten 
nach Absatz 2 werden im Verwaltungszwangsverfahren 
eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der Vollstre-
ckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin zu tra-
gen.

§ 6 
Gebührentarif

I.	 Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an 
Grabstätten:

(1)	 Reihengrabstätten
	 a)	 für Personen über 5 Jahre für 30 Jahre�      300,00 € 
	 b)	 Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 
	 für 20 Jahre    � 200,00 € 
	 c) Rasenreihengräber für 30 Jahre�   1.400,00 €
(2)	 Wahlgrabstätte
	 a) für 30 Jahre je Grabstelle�    400,00 € 
	 b) für jedes Jahr der Verlängerung je Grabstelle�  13,33 € 
(3)	 Urnenreihengrabstätten				  
	 a) für 20 Jahre je Grabstelle�     200,00 € 
	 b) Rasenurnenreihengrab für 20 Jahre je Grabstelle�600,00 € 
(4)	 Urnenwahlgrabstätte				 
	 a) für 20 Jahre je Grabstelle�  300,00 € 
	 b) für jedes Jahr der Verlängerung je Grabstelle�  15,00 € 
(5)	 Baumreihengrabstätte 				  
	 a) für 20 Jahre je Grabstelle�  600,00 € 
(6)	 Zusätzliche Beisetzung einer Urne in einer Wahl- oder Ur-

nenwahlgrabstätte gemäß § 11 Abs. 5 der Friedhofsordnung: 
eine Gebühr gem. 2 b), 4 b) zur Angleichung der Nutzungszeit 
an die Ruhezeit gem. § 13 Abs. 2 der Friedhofsordnung.

II. Gebühren für die Benutzung der Friedhofskapelle:
(1)	 Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle 
	 je Bestattungsfall�  150,00 € 

III. Gebühren für die Beisetzung:
	 für das Ausheben und Verfüllen der Gruft:	
(1) 	 für eine Erdbestattung						   

a) bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
� 125,00 € 
	 b) bei Verstorbenen ab 6. Lebensjahr�      250,00 € 
(2)	 für eine Urnenbestattung�   70,00 € 

IV. Gebühren für Umbettungen:
(1)	 für die Ausgrabung einer Leiche� 500,00 € 
(2)	 für die Ausgrabung einer Asche�    250,00 €

V.	 Gebühren für die Genehmigung der Errichtung oder Än-
derung von Grabmalen und für die Prüfung der Standsi-
cherheit von Grabmalen: 

	 a)	 für die laufende Überprüfung der Standsicherheit
		  während der Dauer des Nutzungsrechts (hierunter 
		  fallen nicht liegende Grabmale):	      � 60,00 € 
	 b)	 für die laufende Überprüfung der Standsicherheit
		  (hierunter fallen nicht liegende Grabmale) bei der
		  Verlängerung von Nutzungsrechten für jedes Jahr
		  der Verlängerung	   �   2,00 € 

 
§ 7

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von 
der Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand berech-
net.

§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
1.	 Diese Gebührenordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen 

Genehmigung am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.

2.	 Mit Inkrafttreten dieser Gebührenordnung tritt die Gebühren-
ordnung vom 23. Februar 2005 außer Kraft.

Eimke, den 12. April 2016
 
Der Kirchenvorstand der Ev.-luth. St. Marien Kirchengemeinde zu 
Eimke
L. S.
Vorsitzender:� Kirchenvorsteher:
gez. Heinz Grobecker� gez. Pastor Kardel

Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß § 66 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 der Kirchengemeinde-
ordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Uelzen, 01. Juni 2016

gez. Frau Dr. Elster		  L.S.		  gez. Pastor 
Mestmäcker  

1. Änderung der Friedhofsgebührenordnung für den 
Friedhof 

der Ev.-luth. Kirchengemeinde Hanstedt I  
in 29582 Hanstedt I.

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirch-
licher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 
1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 29 der Friedhofsordnung 
hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Hanstedt 
I für den Friedhof in Hanstedt I am 12.01.2016 folgende 1. Ände-
rung der Friedhofsgebührenordnung beschlossen:

§ 6 
Gebührentarif

I.	 Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an 
Grabstätten:

1.	 Reihengrabstätten
a)	 für Personen über 5 Jahre
	 für 30 Jahre:�  400,00 €
b)	 für Kinder bis 5 Jahre
	 für 20 Jahre: � 120,00 €
c)	 Rasenreihengrab
	 für 30 Jahre :� 1.800,00 €

2.	 Wahlgrabstätten
a)	 für 30 Jahre - je Grabstelle- :�  680,00 €
b)	 für jedes Jahr der Verlängerung � 23,00 €
c)	 Rasenwahlgrab – je Grabstelle- � 2.190,00 €
d)	 für jedes Jahr der Verlängerung � 73,00 €

3.	 Urnenreihengrabstätten
a)	 für 20 Jahre: � 250,00 €
b)	Urnenrasenreihengrab � 1.080,00 €

4.	 Urnenwahlgrabstätten
a)	 für 20 Jahre - je Grabstelle - : � 360,00 €
b)	 für jedes Jahr der Verlängerung � 18,00 €
c)	 Urnenrasenwahlgrab –je Grabstelle- � 1.280,00 €
d)	 für jedes Jahr der Verlängerung � 64,00 €

5.	 Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits belegten 
Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte gemäß § 11 Absatz 5 der 
Friedhofsordnung:

a.	 eine Gebühr gemäß Nummer 6 zur Anpassung an die 
neue Ruhezeit und

b.	eine Gebühr gemäß Abschnitt II. Nummer 2.
6.	 Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung von 

Nutzungsrechten (gem. § 13 Absatz 2 FO) ist für jedes Jahr, 
um das das Nutzungsrecht verlängert wird, eine Gebühr nach 
Nummern 2 b) bzw. d) oder eine Gebühr nach Nummer 4 b) 
bzw. d) zu entrichten. 
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Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind 
nur in vollen Kalenderjahren möglich.
Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlängerung 
des Nutzungsrechtes
wird für die gesamte Nutzungszeit im Voraus erhoben.

II. Gebühren für die Bestattung:
Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der Kränze 
und der überflüssigen
Erde:
1. für eine Erdbestattung:

a)	 bei Verstorbenen bis zum vollendeten 
	 5. Lebensjahr � 100,00 €
b) 	bei Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr�  300,00 €

2.	 für eine Urnenbestattung: 
� 120,00 €
III. Verwaltungsgebühren:
1.	 Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines 
	 stehenden Grabmals � 30,00 €
2.	 Standsicherheitsprüfung je Jahr � 1,50 €
3.	 Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines 
	 liegenden Grabmals 	�  20,00 €
4.	 Prüfung der Anzeige bei Veränderung eines Grabmales oder 

der Ergänzung � 20,00 €
	 von Inschriften

IV. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer / Friedhofs-
kapelle:
Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle je Trauerfeier 
� 150,00 €

V. Gebühren für Umbettungen:
1.	 Gebühr für die Ausgrabung einer Leiche � 600,00 €
2.	 Gebühr für die Ausgrabung einer Asche � 200,00 €
Diese Änderung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach der 
Veröffentlichung in Kraft.

Hanstedt I, 12. Juni 2016

Der Kirchenvorstand:
L. S.

Vorsitzender: � Kirchenvorsteher:
gez. Modi � gez. Wohnsen

Die vorstehende Änderung der Friedhofsgebührenordnung wird 
hiermit gemäß § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 
der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Der Verwaltungsausschuss des Kirchenkreisvorstandes:
L. S.

Vorsitzende: � Kirchenkreisvorsteher:
gez. Dr. Elster � gez. Mestmäcker

1. Änderung der Friedhofsgebührenordnung (FGO) vom 
12. Juni 2013 für den Friedhof  

der Ev.luth. Kirchengemeinde St.-Remigius in Suderburg.

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher 
Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 
(Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 30 der Friedhofsordnung hat der 
Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Suderburg für 
die Friedhöfe in Suderburg und Hösseringen am 14. März 2016 
folgende 1. Änderung der bisherigen Friedhofsgebührenordnung  
beschlossen:

§ 6 
Gebührentarif

I.	 Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an 
Grabstätten:

1.	 Reihengrabstätte
	 a)	 für Personen über 5 Jahre	 für	 30	 Jahre� 420,00 €
	 b)	 für perinatal Verstorbene und Kinder bis zu 5 Jahren
			   für	 30	 Jahre� 240,00 €

2.	 Rasenreihengrabstätte
	 a)	 für Personen über 5 Jahre	 für	 30	 Jahre� 2.400,00 €

3.	 Wahlgrabstätte
	 a)	 je Grabstelle	 für	 30	 Jahre	�  810,00 €
	 b)	 für jedes Jahr der Verlängerung je Grabstelle
			   für	 1	 Jahr� 27,00 €

4.	 Rasenwahlgrabstätte
	 a)	 je Grabstelle	 für	 30	 Jahre� 2.850,00 €
	 b)	 für jedes Jahr der Verlängerung je Grabstelle
			   für	 1	 Jahr� 95,00 €

5.	 Urnen-Reihengrabstätte
	 a)	 je Grabstelle	 für	 20	 Jahre�     270,00 €

6.	 Urnen-Rasenreihengrabstätte	
	 a)	 je Grabstelle	 für	 20	 Jahre�    820,00 €

7.	 Urnen-Wahlgrabstätte
	 a)	 je Grabstelle	 für	 20	 Jahre� 450,00 €
	 b)	 für jedes Jahr der Verlängerung je Grabstelle
			   für	 1	 Jahr	�  22,50 €

8.	 Urnen-Rasenwahlgrabstätte	
	 a)	 je Grabstelle	 für	 20	 Jahre� 1.000,00 €
	 b)	 für jedes Jahr der Verlängerung je Grabstelle
			   für	 1	 Jahr� 50,00 €

9.	 Urnen-Pflegegrabstätte
	 a)	 je Grabstelle	 für	 20	 Jahre� 2.850,00 €
	 b)	 für jedes Jahr der Verlängerung je Grabstelle
			   für	 1	 Jahr� 142,50 €

10.	Urnen-Baumgrabstätte
	 a)	 je Grabstelle, inkl. Granitplatte in Stele und Gravur
			   für	 20	 Jahre� 1.700,00 €
	 b)	 für jedes Jahr der Verlängerung je Grabstelle
			   für	 1	 Jahr� 85,00 €

11.	Urnen-Gemeinschaftsgräber
	 a)	 je Grabstelle	 für	 20	 Jahre� 180,00 €

II.	 Gebühren für die Benutzung der Leichenhalle / Friedhof-
kapelle:

Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle (einschl. Heizung 
und Reinigung)
je Bestattungsfall� 240,00 €

III. Gebühren für eine Beisetzung:
1.)	 Ausheben und Verfüllen der Grube für eine Erdbestattung:
	 a)	 bei Verstorbenen bis zum vollendeten 
		  5. Lebensjahr� 160,00 €
	 b)	 bei Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr in 
		  einem Reihengrab� 420,00 €
	 c)	 bei Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr in 
		  einem Wahlgrab� 480,00 €
2.)	 für eine Urnenbestattung:� 160,00 €

IV. Gebühren für eine Umbettung:
1.)	 für die Ausgrabung eines Sarges� 700,00 €
2.)	 für die Ausgrabung eines Sarges eines Kindes� 350,00 €
3.)	 für die Ausgrabung einer Urne� 320,00 €
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V.	 Gebühren für die Genehmigung der Errichtung oder Än-
derung von Grabmahlen und für die Prüfung der Standsi-
cherheit von Grabmalen:

1.)	 Errichtung / Änderung stehender Grabmale oder 
	 der Einfassung von Grabstellen� 60,00 €

2.)	 Errichtung / Änderung liegender Grabmale� 25,00 €
3.)	 Für die laufende Überprüfung der Standsicherheit bei der
	 Verlängerung von Nutzungsrechten	 für 1 Jahr� 5,00 €

VI. Sonstige Gebühren:
1.)	 Herrichtung der Grabstelle für die vorzeitige Einebnung
	 je Grabstelle� 90,00 €
2.)	 Pflege der Fläche bei vorzeitiger Beendigung der Grabpflege
	 je Grabstelle - pro Jahr Restliegezeit:� 60,00 €

Suderburg, 31. März 2016

Der Kirchenvorstand:
L. S.

Vorsitzender:	�  Kirchenvorsteher:
gez. Anke Schlüter� gez. Günther Schröder	

Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit gemäß 
§ 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 der Kirchenge-
meindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Der Kirchenkreisvorstand:
L. S.

Vorsitzende:� Kirchenkreisvorsteher:
gez. Frau Dr. Elster� gez. Pastor Mestmäcker


